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Das Recht der Ueberſetzung in fremde Sprachen wird vorbehalten. 
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id oisi gehört, wie Neapel und Conſtantinopel, zu den Städten, 
welche man das erſte Mal von einem beſtimmten Standpunct 
aus ſehen muß. Nach einer glücklich überſtandenen Seefahrt 
(ohne Seekrankheit) muß man zu Schiffe von Greenwich bis 
an die London-Brücke hinauffahren, zur Zeit der Fluth, mo- 
möglich an einem klaren Frühlingsmorgen. Es iſt das ein un⸗ 
vergeßlicher Eindruck; — unſagbar warum, verkörpert ſich in 
dem Geſammtbild die tauſendjährige Geſchichte der größten 
Stadt der bewohnten Erde. 

Der Stadttheil, welchen der Reiſende an der London-Brücke 
zuerſt betritt, auf der Nordſeite der Themſe, iſt das hiſtoriſche, 
nun zweitauſend Jahre bekannte Lundinum, die London City. 
Die unabſehbaren Häuſermaſſen, welche das Auge im fernen 
Hintergrunde mehr zu errathen hat, bilden die amtlich ſogenannte 
Metropolis, die Geſammtſtadt, das durch Straßenverband 
und nachbarlichen Stadtverkehr verbundene Groß-London. Den 
Proportionen nach verhält ſich die City zur Metropolis unge- 
fähr ſo, wie die Königsſtadt zu der heutigen Geſammtſtadt 
Berlin, doch mit dem Unterſchied, daß die engliſche Metropolis 
durch keine Stadtverfaſſung verbunden iſt. Die City 
umfaßt nur 723 engl. Morgen (acres), die Metropolis 
78,029 acres. Die Bevölkerung der Metropolis ſtieg von 
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958,000 in 1801 — auf 2,803,000 in 1861. Die Zahl der be⸗ 
wohnten Häufer war 1861 in ber Metropolis 359,000, in der 
City nur 13,298. Die Bevölkerung der City betrug 1801 
128,833, war aber 1861 auf 112,063 vermindert; auch die Häuſer⸗ 
zahl war von 16,508 auf 13,298 geſunken. Das Meer von Gee 
bäuden, welches die City umgiebt, lebt noch heute unter eng— 
liſcher Kreis- und Dorfverfaſſung, gehört ſogar zu 5 verſchie— 
denen Grafſchaften, und erfüllt mit ſeinen Kirchſpielsverfaſſungen 
im Weſentlichen genügend die Zwecke einer Stadtverwaltung. 
Für Straßenweſen, Canaliſirung, Bauordnung, adminiſtrative 
Polizei, Armen- und Juſtizverwaltung find die Kirchſpiele der 
Metropolis unter ſich und mit der City zu mehren gemeinſamen 
Einrichtungen verbunden, welche für das Bedürfniß leidlich aus— 
reichen. So bunt die Einrichtungen des großen Ganzen für 
eine beſchreibende Darſtellung ſich geſtalten, ſo zwanglos und 
leicht wogt das ſtädtiſche Leben durch die Haupt: und Neben⸗ 
adern der Metropolis. Außer einer mäßigen Anzahl von Polizeis 
dienern, die in anſpruchsloſem Aufzug und Benehmen mehr als 
Diener des Publicums wie als Organe der Staatsgewalt er— : 
ſcheinen, ſieht der Fremde wenig von der leitenden Hand einer 
bürgerlichen Obrigkeit. Und immer wieder von Neuem erzählt 
der Touriſt bei ſeiner Rückkehr auf den Continent von dem 
„geſetzlichen Sinne“ des ſich ſelbſtregierenden engliſchen Volks. 
Nur dem Eingeweihten iſt es bekannt, daß dieſe Ordnung ſich 
nicht von ſelbſt ſchafft, daß jeder Schutzmann und jede Droſchke, 
daß jeder Geſchäftsmann und jeder Geſchäftszweig, jeder öffent- 
liche und jeder Privatberuf in ſeiner Berührung mit anderen 
Berufen durch eine unüberſehbare Reihe von Geſetzen und Ree 
gulativen gebunden iſt. Die Geſammtordnung, welche das hier 
concentrirte England beherrſcht, iſt weder aus einem populären 


Handbüchlein noch aus einem gelehrten Werke zu überſehen. 
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Das Ganze iſt ſo weitſchichtig, jo ſchwerfällig, jo unhandtierbar, 
daß auch der deutſche Fleiß durch keine Ueberſetzung ein um⸗ 
faſſendes Bild dieſer Staats- und Geſellſchafts-Ordnung zu 
geben vermag. Aber die Erfahrungen einer Geſetzgebung, welche 
ſeit einem halben Jahrtauſend nach einem Syſteme arbeitet, 
haben den practiſchen Weg gelehrt, die Geſetze des öffentlichen 
Rechts ſo zu faſſen, daß jeder Geſchäftsmann, jeder Berufs⸗ 
zweig, jeder Beamte ſich in dem Rechtsgebiet orientiren kann, 
welches ihn angeht. Die Ordnung, in der ſich das freie Eng— 
land äußerlich zwanglos bewegt, hat alſo ihren Hintergrund 
in Tauſenden von Geſetzen, die der Einzele nur kennt, ſoweit 
ſie unmittelbar ſeinen Lebenskreis berühren. Eine beherrſchende 
Ueberſicht des Ganzen hat eigentlich Niemand. Kein Zweig 
der engliſchen Wiſſenſchaft oder Praxis iſt dazu berufen, das 
kunſtvolle Gewebe dieſer rechtlichen Ordnung in ſeiner feineren 
Gliederung zu verfolgen, zuſammenzufaſſen und darzulegen. 
Die bisher weit verbreitete practiſche Beſchäftigung der ver— 
ſchiedenen Claſſen mit den täglichen Amtspflichten der Obrigkeit 
hat aber in England vom Thron bis zur ärmſten Hütte das 
Bewußtſein von Dem verbreitet, was auf dem Continent vom 
Thron bis zur Hütte herab jo ſchwer verſtändlich ift: das Be- 
wußtſein der Nothwendigkeit einer Regierung nach 
Geſetzen, — der Grund- und Lebensbedingung des modernen 
Staats, wie der modernen Geſellſchaft. Dieſer unſichtbare 
Hintergrund einer verwickelten Geſetzgebung macht jede populäre 
Darſtellung engliſcher Einrichtungen außerordentlich ſchwer. Und 
ſchon nach dieſem Grunde muß unſere Darlegung ſich auf die 
London City beſchränken und nur gegen das Ende in leichten 
Zügen auf die Verbindung mit der Metropolis zurückkommen. 
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Die Geſchichte der City läßt fid) bier nur in kurzen 
Zügen andeuten. In der erſten Hälfte des Mittelalters war 
London als ein Glied in das locker verbundene angelſächſiſche 
Staatsweſen eingewachſen. In Erinnerung an die Zeit der 
Römerherrſchaft, in welcher Lundinum eine civitas geweſen, 
hat ſich der Name City erhalten. Wir ſehen übrigens, daß 
London in den Kriegen der Zeit einen großen Theil der Heeres— 
macht darſtellt. Zu dem Tribut, der unter Ethelred dem 
wilden Dänenheer entrichtet wurde, hat London nicht weniger 
als ein volles Fünftel beigetragen. 

Die urkundliche Stadtgeſchichte beginnt erſt nach der nor- 
manniſchen Eroberung, mit einem Freiheitsbrief Wil⸗ 
helms I. (1070), der älteſten Charte, welche in dem heutigen Stadt— 
archiv noch vorhanden, welche aber nichts anderes enthält als 
die Anerkennung der perſönlichen „Freiheit“ der Stadtbürger. 
Neben dem großen Lehnsheer der normanniſchen Könige verlor 
bie Stadtmiliz ihre Bedeutung auf mehre Menſchenalter. Poli- 
zei, Gerichtsgewalt und Schatzungsrecht des Königs lag ſchwer 
auch auf der größten Stadt des Landes. Indeſſen bei dem 
unerſättlichen normanniſchen Schatzamt fanden Gilden und 
Stadtgemeinden alsbald wieder den Weg zu nutzbaren Privi- 
legien. Schon unter Heinrich J. findet ſich die Stadt mit dem 
Schatzamt durch große Pauſchquanta ab, und bleibt ſeitdem an 
der Spitze der Städte, welche durch eine Reihe theuer erfauf- 
ter Charten fid) ihre eigene öconomiſche Verwaltung und eigenes 
Stadtgericht verſchaffen. Beim Regierungsantritt Richards 
Löwenherz finden wir zwei königliche Stadtvoigte, und bald 
nachher einen Mayor — ein Titel für den Bürgermeiſter, der im 
normanniſchen Sprachgebrauch modiſch geworden. Durch eine 
Charte König Johanns wird den Bürgern geſtattet, fortan 
einen gewählten Mayor von Jahr zu Jahr dem Schatzamt zu 
(8) 


präſentiren, und darauf beruht das Wahlrecht für den Lord 
Mayor bis heute. Inzwiſchen iſt auch die Stadtmiliz wieder 
lebendig geworden, und ſpielt in den Schlachten Heinrichs III. 
mit ſeinen Baronen eine namhafte Rolle neben den Aufſtändi⸗ 
ſchen. Unter derſelben Regierung erlangt die Stadt das Recht, 
den Kreis-Landrath (Sheriff) der kleinen Grafſchaft Middlefer 
zu wählen. Durch Annectirung dieſer Grafſchaft hat die 
Stadt die verfaſſungsmäßige Stellung einer ganzen Grafſchaft, 
alſo die Rechte einer Kreisverfaſſung erworben, mit der vollen 
Bedeutung einer Grafſchaft für die Miliz-, Gerichts-, Polizei- 
und Finanzverwaltung. Am Schluß derſelben Regierung be- 
ginnen auch die erſten Anfänge des engliſchen Unterhauſes. 
London bildet von nun an die Spitze der engliſchen Städte, 
mit denen der König von Zeit zu Zeit über die Leiſtung von 
„Subſidien“ und Einkommenſteuern Verhandlung führt, all⸗ 
mälig auch wichtige neue Geſetze zu berathen beginnt. Erſt ſeit 
der Conſolidirung der Parlamentsverfaſſung im 14. Jahrhundert 
erſcheint London mit dem benachbarten Weſtminſter und an— 
deren Umgebungen als die wirkliche Hauptſtadt des Landes, 
als Centralſtelle der Staatsregierung, was es bis dahin noch 
nicht geweſen war. Mit dem Eintritt in den parlamentariſchen 
Staatsverband treten nun aber auch die Schwierigkeiten hervor, 
welche ein großſtädtiſches Weſen ſchon im mittelalterlichen 
Staatsverbande fand. 

Das ſtädtiſche Leben entwickelte aus Gewerbe und Handel 
Lebensanſchauungen und Intereſſen, die ſich zunächſt 
ſchwer vertrugen mit den Lebensanſichten und Intereſſen eines 
kriegeriſchen, auf ländlichen Grundbeſitz fundirten Adels. Im 
engliſchen Staatsweſen wurde dieſe Feindſeligkeit ſchon ziem⸗ 
lich früh dadurch überwunden, daß die im 12. Jahrhun- 
dert abſolute Königsmacht Adel und Städte zu ungefähr 
(9) 
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gleichen Steuern gezwungen, beide weſentlich derſelben Polizei⸗ 
und Gerichtsgewalt unterworfen, Richter und Jury für Ritter, 
Bürger und Bauern von Anfang an gleichmäßig und gemein⸗ 
ſam geſtaltet hatte. Der Staat verbindet, was die Geſellſchaft 
trennt! Schon bei dem erſten Kampf des Königthums mit den 
Baronen um die Magna Charta (a. 1215) ſteht London auf 
der Seite der Barone, und die Barone erzwingen eine Klauſel 
der Magna Charta (Art. 32), nach welcher es mit den Stadt- 
ſteuern der City ebenſo gehalten werden ſoll wie mit den 
Lehnsſteuern der Barone. Im Allgemeinen herrſcht in der 
ganzen Zeit der Entſtehung der reichſtändiſchen Rechte ein gutes 
Einvernehmen zwiſchen dem großen Grundbeſitz des Landes 
und der City, in welcher der mächtigſte Theil des Adels ſchon 
im Mittelalter einen Theil des Jahres hindurch perſönlich an⸗ 
ſäſſig war. Es war nicht blos die Wehrhaftigkeit des Bürger⸗ 
thums, welche man zeitweiſe rejpectiren mußte, ſondern es war 
dauernd wirkſam die gleiche Steuer-, Gerichts- und Polizei- 
pflicht, welche beide Theile zuſammenhielt, und welche dann 
auch die Verſchmelzung der Kreisabgeordneten der Ritterſchaft 
mit den ſtädtiſchen Abgeordneten im Parlament zu einem „Un⸗ 
terhauſe“ herbeiführte. 

Faſt noch bedeutender waren die Schwierigkeiten der 
ſtändiſchen Bildung im Innern. Die maſſenhafte Zu⸗ 
ſammendrängung von Handel und Gewerbe, welche in London 
zu allen Zeiten ihren Hauptſitz hatten, erzeugte unabänderlich 
die Neigung, abgeſchloſſene ſtädtiſche Stände, ein Patriciat, 
Gewerbsprivilegien, Zünfte, Monopole und ſtädtiſche Ver⸗ 
faſſungen zu bilden, in denen gewiſſe bevorrechtete Claſſen ſich 
gegen das platte Land abſchließen und die Stadtverwaltung 
den Intereſſen dieſer Claſſen dienſtbar machen. Gleichzeitig mit 
dem Aufwachſen des Unterhauſes im 14. Jahrhundert tritt 
(10) 
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auch die Neigung zu ſtändiſchen Sonder-Bildungen auf. Der 
in London zuſammengehäufte ſtädtiſche Beſitz hat ſich zu Gilden 
und Brüderſchaften gruppirt, die aus ſich heraus gewerbliche 
Notablen⸗Claſſen bilden. Während in den übrigen Städten 
Englands noch jeder Angeſeſſene, welcher an den ſtädtiſchen 
Aemtern und Steuern Theil nimmt, das Bürgerrecht übt, wäh- 
rend im ganzen engliſchen Staat die perſönliche und Steuer⸗ 
leiſtung das politiſche Recht beſtimmt: liegt hier der gewerb— 
liche Beſitz ſo maſſenhaft aufgehäuft, daß der gleichartige 
Beſitzverband den nachbarlichen Verband, das Gildeweſen, 
das Gemeinde weſen zu überwältigen beſtrebt ijt. Nach einem 
Verſuch ſchon unter Heinrich III. wird a. 1362 durch eine Or⸗ 
donnanz Eduards III. das ſtädtiſche Wahlrecht den Gewerbs— 
gilden verliehen. Auf etwa ein Menſchenalter gehen die Wahlen 
von der hausgeſeſſenen Bürgerſchaft auf die Trading Companies 
über. Dieſe Neuerung widerſprach indeſſen doch ſo ſehr allen 
Grundlagen der engliſchen Stadt- und Landesverfaſſung, daß 
eine Verordnung 7 Richard II. der angeſeſſenen Bürgerſchaft 
in den einzelen Stadtbezirken die Wahl der Aldermen, Ge— 
meinderäthe und andere Bezirkswahlen wiedergiebt, dagegen der 
Geſammtheit der Gilden einzele Hauptwahlen beläßt. Von da an 
beſteht ein concurrirendes Verhältniß fort, in einem hin und 
herwogenden Streit ſtändiſcher Bildung. Die Gilden haben einen 
dauernden Einfluß auf das Stadtregiment gewonnen und erringen 
von Zeit zu Zeit auch neue königliche Conceſſionen, namentlich 
in dem Kampf der beiden Roſen, in welchem Eduard IV. der 
Politik des Hauſes Vork gemäß dieſer Richtung zuneigt. 

Eine ähnliche Politik verfolgen die Tudors. Auch Hein- 
rich VIII. und Eliſabeth waren den ſtädtiſchen Gewerbs- und 
Handelsgilden günſtig; in der Stadt York wurde in dieſer Zeit 
ſogar ein Stadtregiment nach Zünften neu eingeführt. Die 

(11) 
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Privilegien des ſtädtiſchen Gewerbes waren noch populär. — Ja⸗ 
cob I. nach ſeiner wunderlichen Königskunſt hielt ſogar eine künſt⸗ 
liche ſtändiſche Gliederung in den Städten für jebr „politiſch“. In 
London erhielt ſich jedoch immer noch ein gewiſſes Gleichgewicht. 
Auch in dem Bürgerkriege unter Carl J. zeigt ſich London zwar 
als entſchiedene Vertreterin der parlamentariſchen Freiheit, doch 
keinesweges mit überwiegend radicalen Tendenzen, weder in 
ſocialer noch in religibjer Richtung. Die Republik und der 
Puritanismus fanden vielmehr gerade in der Hauptſtadt ernſten 
Widerſtand, die Reſtauration der Monarchie wurde auch in 
London günſtig aufgenommen. Die wiederhergeſtellte Dynaſtie 
führte indeſſen im Innern wie nach Außen ein jo unverantwort⸗ 
liches Regiment, daß die Hauptſtadt alsbald in lebhafte Oppo⸗ 
ſition gegen den Stuartismus zurücktrat. Um dieſe Oppoſition 
zu brechen, um die Ernennung der Sheriffs und der ſtädtiſchen 
Schwurgerichte in die Hand zu bekommen, und durch ſervile 
Juries Todesurtheile gegen die politiſchen Gegner zu erlangen, 
iſt Carl II. vor keinem Mittel zurückgeſchreckt. Durch parteiiſche 
und unwürdige Beſetzung des Reichsgerichts wurde ein Urtheil 
dieſes Gerichtshofes zu Stande gebracht, welches die Freiheits- 
charten der City von London für verwirkt erklärte und eine 
neue Stadtverfaſſung einführte. Der nichtswürdige Stadtrichter 
Jeffreys wurde ſogar für würdig befunden, als Präſident des 
Reichsgerichts und Präſident des Oberkirchenraths die Periode 
der Stuarts zu beſchließen. Der entehrte Name des Lord Jeffreys 
und der Streit um die Stadtverfaſſung bilden erhebliche Momente 
in dem Schlußdrama der Kämpfe, welche der Dynaſtie der 
Stuarts den Thron koſteten. 

Im Zuſammenhang damit ſteht, daß die neue Aera der 
glorreichen Revolution unter andern mit einer Parlaments- 


acte beginnt, welche ausſpricht, daß die Freiheitscharten der 
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Stadt London nicht durch Richterſpruch verwirkt werden können. 
Im Uebrigen war aber das 18. Jahrhundert unter der wachſenden 
Macht der Parlamente den engliſchen Stadtverfaſſungen un- 
günſtig. Das Regiment der Stuarts hatte in den Städten 
lebhafte Oppoſition, zugleich aber auch erhebliche Mißbräuche 
vorgefunden. Statt auf geſetzlichem Wege zu reformiren, hatten 
ſie durch Gewaltſtreiche, durch gewiſſenloſe Urtheilsſprüche hin— 
eingetaſtet, und mit den Stadtverfaffungen ihre „Königskunſt“ 
getrieben, um augenblicklich gefügige Inſtrumente zu erhalten, 
ohne jemals an eine dauernde, der Ordnung des Landesrechts 
entſprechende Geſtaltung zu denken. Der daraus entſtandene, 
planlos verworrene Zuſtand ging in das 18. Jahrhundert über. 
Das Anfangs gegebene Verſprechen, die älteren Stadtverfaſſun— 
gen wieder herzuſtellen, blieb unerfüllt; das Parlament wollte 
keine beſſeren Zuſtände herſtellen. Der Hauptgrund der Ver⸗ 
wirrung nämlich lag darin, daß nach der hergebrachten Ver— 
faſſung die Städte mehr als zehnfach ſtärker im Unterhauſe 
vertreten waren, als ihnen nach ihrer Bevölkerung und wirth— 
ſchaftlichen Bedeutung zukam. Adel und Gentry, welche durch die 
Revolution zur „regierenden Claſſe“ geworden, ſahen ſich dadurch 
genöthigt, die Stadtverfaſſungen in ihrem Innern zu verſtümmeln, 
um das unnatürliche Verhältniß der Stimmen im Unterhaus 
wieder auszugleichen. Es gelang dies in dem Maße, daß die 
Ueberzahl der kleinen Wahlflecken befeſtigte Sitze eines ariſto— 
cratiſchen Einfluſſes wurden, in welchen die beiden Adelsparteien 
der Whigs und Tories ſich ebenſo zu befeſtigen begannen, wie 
einſt der Adel in den Burgen des Mittelalters. 

Aus dieſem Verhältniß ging im erſten Viertel des acht— 
zehnten Jahrhunderts eine früher unbekannte Spannung zwiſchen 
der Stadt London und der regierenden, überwiegend ländlichen 


Gentry hervor. Alle alten Autoritäten waren ohnehin mächtig 
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erſchüttert; die aufſtrebenden ſtädtiſchen Bevölkerungen eifer⸗ 


ſüchtig auf die wachſende Macht der ländlichen Ariſtoeratie. 
Die kleine ſtädtiſche Republik mit ihren vielen Wahlverſammlungen 
und jährlich wechſelnden Obrigkeiten bot das Bild einer un- 
ſtetigen Agitation ohne beſtimmte Ziele, die dem Parlament 
zum Aergerniß wurde. Die Selbſtändigkeit dieſer handel- und 
gewerbetreibenden Claſſen mit ihrem anwachſenden Capital: 
reichthum widerſtrebte dem Sinne einer Land-Gentry, deren 
Stellung auf Grundbeſitz, Friedensrichteramt und Miliz be— 
ruhte. Im Jahre 1725 gelang es der regierenden Claſſe, 
was die Stuarts vergeblich verſucht hatten: der City von Lon- 
don eine Verfaſſungsänderung aufzudringen, durch die ſie mehr 
in Uebereinſtimmung mit den ſonſtigen Einrichtungen des Self— 
government gebracht wurde. Mit aufgefahrenen Kanonen 
wurde das Geſetz 11 Geo. I. c. 18 eingeführt, „eine Acte zur 
Regelung der Wahlen in der City von London und zur Er— 
haltung des Friedens, guter Ordnung und Verwaltung der 
Stadt“, durch welche die ſtädtiſchen Wahlen mit Concurrenz der 
ſtädtiſchen Gilden (Liveries) geſetzlich feſtgeſtellt werden. Der 
Hauptzweck aber war, den unbändigen Gemeinderath zu zügeln 
durch Verſtärkung der Stellung der lebenslänglichen Rathsherren, 
und durch ein Veto, welches dem Oberbürgermeiſter und Ma— 
giſtrat gegen die Beſchlüſſe des Gemeinderaths beigelegt wurde. 
Beſonders dieſer letzte Theil der Neuerung war und blieb un— 
populär, wurde auch bald nachher durch ein neues Geſetz 19 
Geo. II. c. 8 beſeitigt. Zu läugnen iſt indeſſen nicht, daß es 
aus ſachlichen Gründen unter damaligen Verhältniſſen rathſam 
war, der Stadtverwaltung mit ihrem übermäßig ausgedehnten 
Wahlſyſtem eine ſtabilere Geſtalt zu geben. Der widerwillig an- 
genommenen Reform, der inneren Feſtigkeit des Baues verdankt 


die Stadtverfaſſung von London, daß ſie von den ſchwerſten 
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Mißbräuchen der Stadtverwaltungen dieſer Periode verſchont 
blieb, daß ſie grundſätzlich ausgenommen wurde von der neuen 
engliſchen Städteordnung von 1835, daß ſie weiter gehende 
Verſuche der Abänderung bisher erfolgreich abgewehrt hat. 

Mit dem 18. Jahrhundert treten aber neue Schwierig— 
| keiten in das ſtädtiſche Leben, von denen die ältere Zeit nichts 
gewußt hatte. Erſt im 18. Jahrhundert erlangt England die un— 
beſtrittene Herrſchaft zur See, und mit Hülfe ſeiner Coloniſation 
und der Erwerbungen in Oſtindien die gewaltige Stellung des 
centralen Entrepöts des Welthandels. Schnell aufgehäufte, oft 
durch ſehr zweifelhafte Mittel im fernen Ausland erworbene 
Reichthümer, führten eine Claſſe von Bürgern auf die britiſche 
Inſel zurück, die man als „Nabobs“ zu bezeichnen anfing. Es 
hielt ſchwer genug, dieſe ſchwerreichen Parvenus dem beſſern 
Sinn der regierenden Claſſe zu aſſimiliren. Am wenigſten nutz⸗ 
bar wurde die neue Geldariftocratie den ſtädtiſchen Verwaltun⸗ 
gen. Auch bie ſolideren Finanzmänner, welche mit der Steige- 
rung der Capitalmaſſen in London ihren Hauptſitz nahmen, 
brachten der Stadtverwaltung wenig Segen. Faſt unabander- 
lich zeigte ſich die Erſcheinung, daß der Großhändler, Banquier 
und Börſenmann kein guter Stadtbürger wird. Bei allen acht⸗ 
baren Eigenſchaften der Intelligenz und geſchäftlicher Solidität 
verhielt ſich die hohe Finanz ſo weltbürgerlich, ſo vornehm, ſo 
naſerümpfend gegen die Communalverwaltung, daß die ſtädtiſchen 
Mittelſtände und Gewerbtreibenden fid) unter der Capitalmacht 
gedrückt fühlten. Der große Geldmann iſt noch bis heute kein 
lebendiges Glied der Stadt-Corporation geworden, und ſtrebt 
mehr nach Erlangung von Baronentiteln, als nach den Ehren 
der Stadt. Dieſer concentrirten Geldmacht gegenüber ſtrebten 
bie im Communalweſen thätigen Claſſen (wie im Mittelalter) 
nach einer Aſſociation unter ſich. Das dazu führende Gilde— 
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weſen brauchte aber nicht erft geſchaffen zu werden, es war 
durch Fügung ber Umſtände ſchon vorhanden, und die vorhan⸗ 
denen Gilden klammerten ſich nun um ſo feſter an einander in 
gemeinſamer Abwehr gegen die große Geldmacht. 

Dazu kam ein zweiter Uebelſtand, ber im 19. Jahr⸗ 
hundert beunruhigende Dimenſionen annahm. In dem Mittel⸗ 
punct des Welthandels nehmen Gewerbs- und Handelsverhält— 
niſſe einen ſo großartigen Maßſtab an, daß es den Menſchen 
zu eng wird unter den wachſenden Gütermaſſen und Waaren⸗ 
lagern. Die wohlhabenden Einwohner nehmen ihre Wohnungen 
außerhalb der City in angenehmeren Stadttheilen und Land⸗ 
ſitzen, wo noch Luft, Licht und Ruhe zu finden iſt. Die Woh⸗ 
nungen der Menſchen werden fortſchreitend verdrängt durch 
Läden, Comptoire und Waarenlager. Dem raſtloſen Treiben 
der Geſchäftsſtunden des Tages folgt in vielen Theilen der 
City eine wunderbare Stille der Nacht, die in ganzen Reihen 
von Gebäuden nur noch Wächter als Bewohner zählt. Es loft 
fid) damit bie Lebenswurzel der Gemeinde, der nachbarliche Bue 
ſammenhang, die Familienbekanntſchaft, das Zuſammenhauſen 
der Menſchen. Und damit hängt es zuſammen, daß trotz des 
gewaltigen Wachsthums der Metropolis die Einwohnerzahl der 
City abzunehmen beginnt, wie denn auch für unſere Königs- 
ſtadt und andere innere Stadttheile ein ſolcher Zeitpunct nicht 
mehr fern liegt. Sft es nun aber möglich, bie alten Formen 
des Nachbarverbandes beizubehalten, wo während des Tages 
und während der Nacht eine verſchiedene Bevölkerung hauſt, 
wo immer weniger zuſammenwohnende Familien, immer mehr 
an einander gerückte Geſchäftslocale (vergleichbar maſſiven 
Buden eines Weltmarkts) neben einander ſtehen? Es liegt 
nahe, daß die Menſchen, die in dem nachbarlichen Verband 
keine Stütze, keine Hülfe, kein Mitgefühl mehr finden, ſich an 
(16) 


— 
andere Verbindungen anklammern, welche in den Gilden längſt 
vorhanden waren, in denen ſich noch ein erblicher und be— 
rufsmäßiger Verband zu erhalten vermochte, wo der Nachbar— 
verband fehlte, und die fehlende Hauptſache durch ein periodiſches 
Zuſammenbringen unzuſammenhängender Wählermaſſen zu einem 
ſtädtiſchen Wahlact nicht erſetzt werden konnte. 

Aus der Geſammtheit dieſer geſchichtlichen und ſo— 
cialen Verhältniſſe wird es wohl verſtändlich werden, aus 
welchen Gründen gerade in der City von London eine von den 
übrigen engliſchen Stadtgemeinden abweichende Grundlage 
der Bürgerſchaft ſich nicht nur erhalten, ſondern ſogar fort— 
bilden konnte. 

Die große Mehrzahl der Bürgerſchaft findet ſich vereint 
in 89 großen und kleinen Gewerbs- und Handelsgilden, 
welche altherkömmlich in einer feſten Rangordnung No. 1—89 ge⸗ 
führt werden, unter denen jedoch mehr als 20 ganz verfallene nur 
dem Namen nach fortgeführt werden. Es ſind darunter manche 
ſehr ſpezielle wie die Pantinenmacher, Hutbandmacher, Pfeifen— 
macher, Kirchſpielſchreiber, Muſicanten u. ſ. w.; dann aber auch 
ſehr große mit einem Jahresbudget von 100,000 Thlr. und mehr. 
Die zwölf erſten ſind die ehrenwerthen Krämer, Specerei-, 
Tuch⸗, Fiſchhändler, Goldſchmiede, Kürſchner, Schneider-Kleider⸗ 
händler, Putz-, Salze, Gijene, Weinhändler und Tuchmacher. 
Dieſe zwölf (welche ungefähr auch die älteſten ſind) führen den 
Ehrentitel der Honourable Companies, und haben das Vorrecht, 
daß der Lord Mayor ſtets einer dieſer Gilden angehören muß. 
Auch unter den übrigen ſind aber noch große Gilden mit be— 
deutendem Vermögen und Einkommen. Die Eigenſchaft eines 
Gildegenoſſen wird normal erworben durch Geburt oder Lehr— 
lingsſchaft, d. h. die Kinder der Gildegenoſſen und ſolche Perſonen, 
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hülfe betrieben, erlangen gegen eine kleine Gebühr die Auf⸗ 
nahme. Außerdem findet ein Einkauf ſtatt gegen etwas höhere 
Summen. Die Honourable Companies zählen auch Groß⸗ 
würdenträger des Staats, Pairs, Herzöge und königliche Prinzen 
zu ihren Ehrenmitgliedern, welche ſich an den ſplendiden Feſt⸗ 
lichkeiten gern zu betheiligen pflegen. Die meiſten Gilden haben 
ihre Verſammlungshäuſer (Halls) und eine ziemlich gleichmäßige 
Verfaſſung unter einem Vorſteher und mehren Beiſitzern. Da | 
die Zugehörigkeit zur Gilde von Vater zu Sohn übergeht, und ba 

von dem Gewerbebetrieb weder das Gilderecht noch von dem 
Gilderecht der Gewerbebetrieb abhängt, ſo gehört die Mehrzahl 
der Mitglieder nicht dem Gewerbe an, von dem die Gilde ben 
Namen führt. Die Theilnahme an der Gildeverwaltung, an ihren 
Stiftungs⸗ und periodiſchen Innungsfeſten, erſetzt aber das 
perſönliche Band, welches in der Weltſtadt die nachbarliche 
Wohnung nicht mehr zu ſchaffen vermag. 

Einige zwanzig Innungen haben allerdings das nominelle 
Privilegium, von jedem Gewerbtreibenden ihres Zweiges in der 
City den Eintritt zu verlangen. Allein ſeit langer Zeit wird 
dieſer Zwang nicht gehandhabt; zu keiner Zeit iſt daraus ein 
Zunft⸗ und Monopolzwang geworden, dem die engliſche Ge— 
ſetzgebung niemals Vorſchub leiſtete. Bei wiederholter Prüfung 
der Frage hat ſich in neueſter Zeit ebenſo der Gemeinderath 
wie eine königliche Unterſuchungs⸗Commiſſion übereinſtimmend 
dahin erklärt, daß jeder nominelle Reſt eines ausſchließlichen 
Gewerbebetriebs aufhören müſſe. — Acht Gilden haben ferner fta» 
tutenmäßig ein Nachſuchungsrecht nach mangelhaften Waaren 
| und einige Befugniſſe ber Gewerbepolizei zur Controlle eines ord— 
| nungsmäßigen Betriebs ihres Geſchäfts. Es find dies die Apotheker, 
| die Schreibmaterialienhändler, bie Büchſenmacher, die Gießer, 
| (18) 


ue c | 


à; 
welche eine feſtgeſetzte Zeit das Geſchäft als Lehrling oder Ge: 


19 


Sattler, Stubenmaler, Zinngießer, Bleigießer. Bei den Meiften 
wird dieſe polizeiliche Controlle indeſſen ſehr nachſichtig geübt, 
viele Viſitationsbefugniſſe beſtehen nur noch dem Namen nach. — 
So bleiben nur die Apotheker und die Goldſchmiede übrig, 
welche durch ihren Gildevorſtand eine wirkſame Controlle über 
den Gewerbebetrieb ausüben, gegen welchen nichts zu erinnern 
iſt; denn da die freie Concurrenz nicht hinreicht, die richtige 
Zubereitung der Medizinen und die Verarbeitung vollwichtiger 
Gold- und Silberwaaren zu ſichern, ſo würde dieſe Controlle 
durch eine außenſtehende Behörde geübt werden müſſen, wenn 
ſie nicht durch die Gilde ſelbſt geübt würde. — Nach alle dem 
kann dieſe freie Form der Aſſociation nicht angefochten werden 
mit dem Vorwurf der Erelufivität. Den Kindern der Gilde— 
genoſſen und Jedem, der das Gewerbe der Gilde betreibt, wird 
die Aufnahme gegen eine bloße Einſchreibegebühr gewährt. 
Für ſolche, die ſich ohne das einkaufen wollen, ſind die Ein⸗ 
kaufsſummen 2 K, 4 K, 6 L, und zum Theil noch höher, aber ſtets 
in billigem Verhältniß zu den namhaften Vortheilen der Gilde. 

Dem Gebrauch der Gilden entſprechend, hat ſich dabei 
von Alters her ein Unterſchied zwiſchen ordentlichen und außer⸗ 
ordentlichen Mitgliedern gebildet, einigermaßen vergleichbar dem 
Unterſchied von Meiſter und Gehülfen, aber ohne Zuſammen⸗ 
hang mit dem Gewerbebetrieb. Die ordentlichen Mitglieder 
heißen Liverymen, und üben die politiſchen Rechte der Gilde 
nach außen, b. h. das Stimmrecht bei den Wahlen der höch⸗ 
ſten ſtädtiſchen Beamten. Vergleichbar einem „Meiſterrechts⸗ 
gelde“ wird dieſe Livery durch Zahlung von Summen von 
20 Thlr., 50 Thlr., 100 Thlr. und mehr erworben, wobei die 
Anſicht maßgebend war, daß derjenige, welcher ein ernſtes In⸗ 
tereſſe an Ausübung dieſer bürgerlichen Ehrenrechte habe, dies 
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auch durch einen namhaften Beitrag für die Zwecke der Gee 
noſſenſchaft ausdrücken könne und möge. Bei ber Tuchmacher⸗ 
innung wechſelten die Einkaufsgelder im Laufe von 100 Jahren 
zwiſchen 70 und 700 Thlrn.; gerade bei biejer Innung beſtehen 
aber auch ſehr hohe öeonomiſche Vortheile nach einem jährlichen 
Ausgabe⸗Etat von 150,000 Thlen.! Gegen Zahlung des Ein— 
trittsgeldes findet die Aufnahme in die Livery ohne Weiteres 
ſtatt. Nur die Apotheker haben eine geſchloſſene Zahl für dieſe 
ordentlichen Mitglieder feſtgehalten; die Tuchmacher und Schreib— 
materialienhändler beſtehen dabei noch auf einigen Vorbedin— 
dungen. Die Aufnahme iſt übrigens ſo ſehr zur Formalität 
geworden, daß bei einer Unterſuchung von 1837 nur zwei Bei⸗ 
ſpiele der Zurückweiſung eines Geſuchs zu ermitteln waren, und 
auch dieſe nicht aus der neueſten Zeit. Die Zahl der Livery- 
men iſt daher ſehr anſehnlich; in manchen Gilden bilden ſie die 
größere Maſſe der Mitglieder, in vielen wenigſtens die kleinere 
Hälfte. Nach einem Bericht des Gemeinderaths von 1832 
zählte man damals in 75 Gilden nicht weniger als 12,080 Li- 
verymen. Man hat auf dieſem Wege die Stellung eines aus— 
ſchließenden Cenſus vermieden. Nach einem Beſchluß der Stadt— 
behörde von 1697 ſollte freilich der Liveryman in den 12 Ho- 
nourable Companies ein Vermögen von 1000 L nachweiſen, 
in den übrigen Gilden ein Vermögen von 500 L. Durch 
die Zahlung der Eintrittsgelder entband mam fid) in der fpa- 
teren Praxis von ſolchen Vermögensnachweiſen, und kam da⸗ 
mit zu einem Zuſtand, vergleichbar demjenigen unſerer Städte⸗ 
Ordnung von 1808, nach welcher beiſpielsweiſe in Berlin bis 
zur Einführung der neuen Gemeinde-Ordnung etwa 26,000 Bür⸗ 
gerbriefe die „Bürgerſchaft“ bildeten, ohne eigentlich practiſchen 
Cenſus und Vermögensnachweis. 


Das Syſtem der Livery hat demnach einen liberalen 
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Charakter beibehalten, welcher willkürliche Scheidungen nach 
dem bloßen Vermögen vermeidet. Ohne Gewerbebeſchränkun⸗ 
gen und Zwangsrechte bleibt das durchgreifende Merkmal der 
Gildegenoſſenſchaft die Theilnahme an der engeren Verwaltung 
der Innung, an ihren Feſten und Unterſtützungsanſtalten. Die 
letzteren beſtehen (anders, als die mechaniſchen Geldſpenden der 
Armenverwaltung) in Brod, Fleiſch, Wohnung, Schulunter- 
richt, Stipendien, Krankenpflege, Hoſpitaliten-Anſtalten, je nach 
dem perſönlichen Bedürfniß, wofür die bedeutenderen 20 In— 
nungen mehr als 400,000 Thlr. jährlich verwenden. 

Aus dem mittelalterlichen Streit zwiſchen den Gilden und 
den ſteuerzahlenden Bürgern in London war nun aber allmälig 
eine eigenthümliche Verflechtung dieſes Gilderechts mit 
dem Stadtbürgerrecht entſtan den. Um Bürger der Stadt- 
gemeinde London zu werden, mußte man (bis 1835) zuerſt Mit⸗ 
glied (freeman) einer Gilde ſein. Man gewinnt damit die 
Anwartſchaft (inchoate right) auf das Stadtbürgerrecht. Wer 
Stadtbürger werden will, gewinnt dies Recht durch Zahlung 
eines Stadtbürgerrechts-Geldes von einer für London ſehr 
mäßigen Summe (22 Thlr. an die Stadt und 20 Thlr. Stempel). 
Dies Bürgerrecht verleiht einige nutzbare Rechte, namentlich 
die Befreiung von Straßen- und Marktzöllen in und außer ber 
City, Befreiung von der Matroſenpreſſe; es iſt die Vorbedin⸗ 
gung zum Gewerbe eines Maklers; dem Recht nach auch die 
Vorbedingung zum Betrieb eines Detailhandels in der City, 
welche aber in neuerer Zeit nicht mehr erzwungen wird. Unter 
gewiſſen Bedingungen ſteigert ſich das Stadtbürgerrecht zum 
ſtädtiſchen Wahlrecht. Für dies active Wahlrecht war in Eng⸗ 
land ſeit dem Mittelalter der Grundſatz maßgebend, daß eine 
Controlle öffentlicher Verwaltung wirkſam nur von Perſonen 


ausgehen kann, welche die Amtsverrichtungen der Stadt und 
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des Staats in Perjon practijd) ausüben. Um eine bürgerliche 
Verwaltung zu leiten, um ihre Geſetze und die Steuereinrich— 
tungen zu verbeſſern, hielt man practiſche Kenntniſſe von den 
zu verbeſſernden Dingen für nöthig. Es entſcheidet daher bei 
Vertheilung der Wahlrechte in erſter Linie die Betheiligung 
der Perſon an der öffentlichen Verwaltung, in zweiter 
Linie ein Steuerbeitrag. Die perſönliche Theilnahme an 
der öffentlichen Verwaltung beſteht in der Betheiligung am 
Geſchwornendienſt, an den Juries für Polizeizwecke und 
Steuer⸗Einſchätzungen, und an den engeren Gemeindeämtern. 
Die Wahlgeſetze können aber, wie alle anderen Geſetze, nicht 
für einzele Individuen, ſondern nur für Claſſen gegeben wer⸗ 
den, bei denen ſie durchſchnittlich zutreffen. Da die Func⸗ 
tionen des Staats wie der Gemeinde nothwendig und jeder 
Zeit geübt werden müſſen, ſo kann man ſie auch nicht auf Freiwil⸗ 
lige ſtellen, ſondern nur auf Zwangsverpflichtungen. Man hat 
daher im Mittelalter die Pflicht zum Geſchwornendienſt und 
analoge perſönliche Dienſtpflichten auf ein entſprechendes Ver⸗ 
mögensmaß, oder (was ungefähr daſſelbe iſt) auf ein directes 
Steuermaß geſtellt, dieſe Zwangspflicht mit großem Ernſt ge⸗ 
handhabt, und den ſo abgegrenzten Claſſen das active Wahl⸗ 
recht gegeben. Dieſer Grundregel entſprechend, hat ſich das 
Bezirkswahlrecht der City dahin geſtaltet. Das Wahlrecht hat: 
1) wer einen eigenen Haushalt zu 68 Thlr. Miethswerth 
führt, ſei er übrigens Miether oder Eigenthümer; 
2) wer die Zwangspflicht zur perſoͤnlichen Uebernahme der 
Gemeindeämter hat; 
3) wer zu allen ordentlichen Gemein deſteuern — ober auch 
zu gewiſſen Steuern einen Geſammtbetrag von 10 Thlrn. 
— beiträgt. 
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Die Rechtsregel lautet: resident householders, paying 
scot, bearing lot, neuerdings modificirt durch 12 et 13 Vict. c. 94. 


Auf dieſer zwiefachen Grundlage ijt nun bie City⸗Verfaſſung 
und Verwaltung nach folgendem Syſtem aufgebaut. 

Die alten Stadtbezirke (Wards) bilden kleine Ges 
meinden für ſich — für ſolche Gemeindefunctionen, die mit 
dem Geld und mit den Kräften eines Bezirks ſelbſtändig be⸗ 
ſtritten werden können. Zugleich ſind ſie die Wahlkörper, welche 
eine beſtimmte Zahl von Stadtverordneten in den Gemeinderath 
wählen und einen lebenslänglichen Bezirksvorſteher, Alderman, 
der mit den Aldermen der übrigen Bezirke das Magiſtrats⸗ 
Collegium bildet. Alle jo geordnete Wahlen find frei; von 
einem Beſtätigungsrecht der Communalbeamten und analogen 
Einrichtungen iſt man zurückgekommen, nachdem unter den 
Stuarts die Erfahrung gemacht war, welche Verwüſtungen das 
Parteiweſen des Staats in die Com munen trägt, wenn bie 
Communalämter nach den zeitigen Tendenzen und Intereſſen 
der Centralverwaltung beſetzt werden. 

Die ſtädtiſchen Wahlen ſelbſt führen aber zur Bildung von 
wechſelnden Parteien. Da jeder Einzele in ſeiner Wahl durch 
die Anſichten von ſeinem Wohl und ſeinem Recht beſtimmt 
wird, welche nach ber Lebensſtellung, nach Beſitz⸗ und Erwerbs⸗ 
weiſe ſtets verſchiedene ſind, ſo führt jedes Wahlſyſtem unab⸗ 
änderlich zum Parteiweſen und zur Parteiagitation. Dies 
Parteiweſen iſt auch in der Commune berechtigt, ſchon aus dem 
Grunde, weil es unabänderlich iſt. Trotz dieſes Parteiweſens 
laſſen ſich in einer Commune alle Dinge ſelbſtändig verwalten 
und endgültig beſtimmen, die nur nach Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen, und daher auch nach wechſelnden Anſichten und 


Bedürfniſſen geregelt werden können. Für bie Communalver⸗ 
2* — 9 


waltung im engeren Sinne reicht daher ein gewählter 
Gemeinderath mit gewählten Magiſtraten und Be- 
amten im Allgemeinen aus. 

Alle Verhältniſſe dagegen, welche nach Geſetzen — alſo 
unabänderlich, nicht nach wechſelnden Parteianſichten von Nütz— 
lichkeit — zu handhaben ſind, kann eine gewählte Gemeinde— 
verwaltung nicht endgültig entſcheiden. Der heute ſogenannte 
„Rechtsſtaat“ ordnet die Ausübung der obrigkeitlichen Zwangs— 
rechte bis zu dem äußerſten Maße der Möglichkeit durch Geſetze, 
und kann deshalb keiner Commune ſolche Rechte einräumen, 
welche die deutſchen Städte des Mittelalters übten; namentlich 
kann eine Rechtſprechung weder durch gewählte Richter, noch 
durch gewählte Geſchworene erfolgen. Die engliſche Verfaſſung 
iſt dieſer Forderung dadurch gerecht geworden, daß alle derartige 
Geſchäfte durch ernannte Beamte des Selfgovernment ausge— 
übt werden. Dieſe ernannten Beamten ſind nicht die unmittel⸗ 
baren Organe der Wählerſchaft, welche ſie weder zu ernennen 
noch zu entlaſſen hat; ſondern ſie leiſten ihren Amtseid als 
Diener des Geſetzes. Sie ſind und bleiben Bürger im Kreiſe 
ihrer Mitbürger: für Alles aber, was ſie in Ausführung der 
Juſtiz⸗, Polizei-, Finanz⸗ und Militärgeſetze thun, find fie ver- 
antwortlich nicht ihren Wählern, ſondern dem Geſetz nach Ur— 
theil ber Gerichtshöfe. Das jo geordnete Syſtem bildet das 
weltberühmte engliſche Selfgovernment, in welchem alſo die 
nach Geſetzen zu übenden Functionen der Obrigkeit in dem 
weiteſt möglichen Maße nicht durch beſoldete unmittelbare 
Staatsbeamte, ſondern durch ernannte Beamte aus den Com- 
munen in Ehrenämtern verwaltet werden. Dies Syſtem, 
welches die engliſche Geſetzgebung im ganzen Lande conſequent 
durchgeführt hat, war nun aber auf die City von London nicht 


ohne Aenderungen anwendbar, weil die City ſeit dem Mittelalter 
(24) 
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weiter gehende Privilegien hatte, welche man nicht befeitigen 
konnte ohne Verletzung wohlerworbener Rechte. Durch die theuer 
erkauften Stadtcharten war nun einmal mitten im monarchiſchen 
England eine kleine Republik entſtanden, die ſich ausſchließlich 
durch Wa hlbeamte regierte. Unter mannigfaltigen Schwankun⸗ 
gen haben König und Parlament dieſen Ausnahmszuſtand fortbe— 
ſtehen laſſen unter der Bedingung, daß die City den obrig- 
keitlichen Beamten, welche der ſonſtigen Regel gemäß vom 
König ernannt werden müßten, eine ſo ſtabile, von dem Par— 
teiweſen unabhängige Stellung gab, daß ſie weſentlich dieſelben 
Garantien darboten, wie die ernannten Beamten des Selfgo— 
vernment. Menſchliche Einrichtungen können dieſelben Zwecke 
auf verſchiedenen Wegen erreichen. Was die Monarchie für 
die Bedürfniſſe des modernen Großſtaats in einfacher Weiſe 
leiſtet, kann die Republik in künſtlicherer Zuſammenſetzung, durch 
ein Zuſammenwirken von ſich gegenſeitig controllirenden Ein⸗ 
richtungen, annähernd ebenfalls erreichen. Und ſo iſt es in 
der London City nach Jahrhunderte alten Erfahrungen wirk— 
lich geſchehen. Die künſtlichen Mittel zum Erſatz der ernann— 
ten Beamten wurden: die lebenslängliche Stellung ber Ma- 
giſtratsmitglieder, welche ſchon im Mittelalter unter Richard II. 
beginnt; die collegialiſche Stellung des Magiſtrats, welche 
durch das Geſetz 18. Geo. J. verſtärkt wurde; endlich die Ueber 
tragung der Wahl der Spitzen der Stadtverwaltung (Mayor, 
Sheriffs, Chamberlain) auf bie Livery d. h. auf die von den 
Parteiverhältniſſen im Gemeinderath und ſtädtiſchen Bezirks⸗ 
wahlen unabhängige Geſammtheit der ordentlichen Gildemit⸗ 
glieder, die zu dieſen Zwecken alljährlich in der Common Hall 


zuſammentreten. Es handelt ſich dabei nicht darum, eine be— 
ſonders weiſe poſitive Wahl der höchſten Stadtbeamten zu ge— 


winnen, wozu eine Verſammlung von mehr als 10,000 Gilde⸗ 
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genoffen ſehr ungeeignet jein würde. Der Zweck war nur ein 
negativer: die höchite Gerichts- und Polizeiobrigkeit der Stadt 
ſoll nicht ein unmittelbares Inſtrument der zeitigen Majorität 
des Gemeinderaths und der Parteien in den Bezirkswahlen 
werden, was ſie unfehlbar werden müßte, da der Lord Mayor, 
die Sheriffs und andere Beamten nach den mittelalterlichen 
Stadtcharten jährlich wechſeln. Für dieſen bloß negativen Zweck 
konnte die Livery dienen, weil die Gilden durch ihren ſtabilen 
zum Theil erblichen Charakter, durch den feſten Kreis ihrer 
Verwaltung und Intereſſen, außer jeder Verbindung mit den 
wechſelnden Parteiverhältniſſen der gewählten Gemeindevertre⸗ 
tung beſtehen. Trotz der völlig verſchiedenen geſellſchaftlichen 
Unterlage entſtand ſo ein Verhältniß analog dem Verhältniß des 
Ober⸗ und Unterhauſes. Die wunderlich zuſammengeſetzte Wahl 
hat den negativen Zweck wirklich erreicht; der ſo Gewählte iſt 
nicht und fühlt ſich nicht als Vertreter einer C PC 
ſondern als obrigkeitliche Perjon. 

Auf dieſen Grundlagen umfaßt nun die Stadtverwaltung 
folgende Gebiete. a 

J. Das untere Gebiet, bie öeonomiſche Munici— 
pal verwaltung, oder Communalverwaltung im engeren Sinne, 
läßt ſich heutigen Tages wohl überall durch gewählte Gemein⸗ 
deräthe und Gemeindebeamte, ungefähr nach dem Organismus 
einer Actiengeſellſchaft, mit einem Verwaltungsrath und Direc- 
torium führen. Etwas ſtrengere Controllen und feſtere Ein⸗ 
richtungen find indeffen dadurch bedingt, daß hier öffentli- 
ches Vermögen und Zwangs beiträge mit dem Character von 
Steuern zu verwalten ſind. In einer alten feſtgeordneten 
Commune genügt indeſſen der ſolide Bürgerſinn und das ei- 
gene Intereſſe zu einer zweckmäßigen Handhabung dieſer Ver⸗ 


waltung ohne eine bevormundende Einmiſchung der Staatsge⸗ 
(26) 


nicht in dieſer Sconomijdhen Municipalverwaltung, ſondern in 
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walt. Es gehört dazu die Verwaltung der ſtädtiſchen Gebäude, 
des ſtädtiſchen Grundbeſitzes, die bloße Erhebung von Steuern, 
die Kaſſenverwaltung. Der Sache nach gehört dazu auch die 
Straßenbauverwaltung, welche unter eine beſondere geſetzlich ge- 
ordnete Commiſſion geſtellt if. Der Gemeinderath beſchließt über 
dieſe Dinge ſelbſtändig, ohne Concurrenz des Magiſtrats, und 
ohne eine Beſchwerde- oder Aufſichtsinſtanz, ſogar mit der ſelb— 
ſtändigen Befugniß Schulden zu kontrahiren. Für einzele 
Zweig⸗Geſchäfte ſind theils ſtehende, theils temporäre Commiſ⸗ 
ſionen gebildet, deren Beſchlüſſe der Beſtätigung des Gemein— 
derathes bedürfen. Der Grundbeſitz und die grundherrlichen 
Rechte, welche London nach einer alten Verleihung Jacobs J. 
in Irland beſitzt, werden getrennt von der Stadtverwaltung 
durch ein Curatorium von Aldermen und Gemeinderäthen ver⸗ 
waltet. Ueberhaupt beſtehen eine Menge geſonderter Fonds⸗ 
und Kaſſenverwaltungen, in Folge deren der Stadthaushalt 
nirgends als Ganzes erſcheint. Nach einer amtlichen Ueber— 
ſicht von 1852 betrug die Geſammteinnahme aus ſtädtiſchem 
Grundbeſitz, Steuern, Gebühren, Zinſen x. = 551,971 £ = 
3,680,000 Thlr., — ein ziemlich anſehnliches Budget für eine 
Stadtgemeinde von 120,000 Seelen, wobei noch die beſonde— 
ren Erträge der Armenſteuer und der Canaliſirungsſteuer feh- 
len. Der Hauptbeamte der Finanzverwaltung, der Stadtkäm⸗ 
merer, wird indeſſen nicht vom Gemeinderath, ſondern von der 
geſammten Gilde-Bürgerſchaft Livery je auf ein Jahr gewählt, 
aber regelmäßig von Jahr zu Jahr beſtätigt. Es liegt dabei 
die Idee einer nebengeordneten Controlle zu Grunde, 
wie denn auch die Livery die ſtädtiſchen Rechnungsreviſoren 
(Auditors) ernennt. 5 
II. Der Schwerpunkt des Gemeindelebens liegt nun aber 
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dem davon ſehr verſchiedenen Selfgovernment, d. h. in den 
Staatsfunctionen der Finanz-, Miliz-, Armen-, Polizei- und 
Gerichtsverwaltung, welche im Rechtsſtaat nach Geſetzen, alſo 
nicht endgültig durch gewählte Beamte, und nicht nach dem pete 
ſönlichen Ermeſſen dieſer Beamten geführt werden können. Die 
Hauptzweige ſind folgende: 

1) Das erſte Gebiet des eigens bildet 
bie Milize Verwaltung, welche der Staat durch ernannte 
Kreiscommiſſionen führt, in London alſo durch die Stadtbe— 
hörden, als Behörden für die Stammliſten, die Aushebung und 
zur Entſcheidung der Reclamationen, in einer zur Zeit freilich 
verfallenen Geſtalt. 

2) Das zweite Gebiet bildet die Verwaltung der 
directen Steuern, welche der Staat ebenfalls durch ernannte 
Commiſſionen führt. Unter überwiegendem Einfluß der Fries 
densrichter werden Kreiscommiſſionen gebildet, welche die 
Einſchätzung und Erhebung der Steuer unter Controlle von 
Steuerinſpectoren des Staates dirigiren und die Reclamatio— 
nen gegen die Steuereinſchätzung endgültig entſcheiden. Die 
Stadt London hat auch dabei die Rechte eines 3 
Kreisverbandes. 

3) Der dritte Zweig des Selfgovernment, die Armen— 
verwaltung, ging in England ſeit Heinrich VIII. von der 
Kirche auf den Staat über. Nach mehrfachen Zwiſchenverſuchen 
wurden unter Eliſabeth die Kirchſpiele die ordentlichen Organe 
und Bezirke dieſer Verwaltung, deren Steuern, Beamte und 
Grundſätze durch umfaſſende Geſetze geordnet ſind. Ein Steuer— 
bewilligungsrecht für die Armenſteuer konnte den Commu— 
nen nicht zuerkannt werden; denn es kann nicht von einem Be— 
ſchluß der jedesmaligen Majorität eines Stadttheils abhängen, 


ob die Armen hungern oder ernährt werden ſollen. Die Are 
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menſteuer wird daher nach dem Bedarf zwangsweiſe ans ge- 
ſchrieben von den Armenaufſehern, d. h. zwei angeſeſſenen 
Gemeindegliedern, welche die Friedensrichter von Jahr zu Jahr 
ernennen, um die Steuerquote auszuſchreiben, einzuſchätzen, 
einzutreiben, zu verwalten und zu verwenden. Mit den Ars 
menaufſehern concurriren die Kirchenvorſteher, von welchen 
mindeſtens der eine, in London beide, von den Kirchſpiel⸗ 
genoſſen gewählt werden. Für dieſe Obliegenheiten bildete die 
City altherkömmlich 108 kleine Kirchſpiele mit geſonderten Steu— 
ern, Beamten und Verwaltungen. Dieſer Zweig war alſo voll 
ſtändig decentraliſirt, außer jeder Verbindung mit Bürgermei— 
ſter und Rath. Nur für Beſchwerden über einzele Maßregeln 
der Armenverwaltung bildeten die Aldermen in ihrer Eigen— 
ſchaft als Friedensrichter eine Beſchwerdeinſtanz. Da die über- 
reichen Fonds der einzelen Gilden die Armenunterſtützung zum 
großen Theil erſetzten, ſo ging es mit dieſer Armenverwaltung 
leidlicher als in anderen Gebieten. Die übertriebene Kleinheit 
der Bezirke erzeugte jedoch ſehr ungleiche Armenſteuern und 
andere Uebelſtände, in Folge deren das große Armengeſetz von 
1834 auch die City der modernen Reform unterworfen hat. Die 
ganze City bildet jetzt einen Kreisarmenverband. Aus den flei- 
nen Armenkirchſpielen werden zuſammen 101 Armencommiſſa⸗ 
rien zu einer Behörde er gewählt, welche ihren 
beſoldeten Seeretär mit beſoldeten Unterbeamten anſtellt, und 
unter unmittelbarer Leitung von Staatsbeamten die Wrmenver- 
waltung führt, noch immer völlig getrennt vom Bürgermeiſter, 
Rath und Stadtverwaltung, mit ihren eigenen Steuern und 
eigenem Perſonal. 

4) Das vierte Gebiet des Selfgovernment bildet 
die adminiſtrative Polizei, welche dem Magiſtrate 
ſelbſtändig überlaſſen iſt. Das Hauptgeſchäft derſelben wurde 
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ſchon ſeit längerer Zeit die Anſtellung beſoldeter Polizeimann— 
ſchaften für den Straßen- und Sicherheitsdienſt, und das An— 
ſtellungs- und Verwaltungs decernat über dieſe Mannſchaften. 
Bis in die neuere Zeit war der Tagdienſt und der Nachtdienſt 
noch getrennt: der Nachtwachtdienſt den einzelen Stadtbezir— 
ken auf eigene Koſten zu eigener Verwaltung überlaſſen. Da 
es mit der letzteren Einrichtung aber nicht mehr ging, ſo formte 
man (2 et 3 Vict. c. 94) alle Mannſchaften für den Tages⸗ 
und Nachtdienſt nach dem Muſter der Staatspolizei um, welche 
ſeit 1829 für die umgebende Metropolis gebildet war. Die 
City beſoldet jetzt ihre eigenen 600 uniformirten Schutzmänner 
mit Sergeanten und Inſpectoren, unter ihrem eigenen Stadtpoli— 
zeidirector, welcher letztere vom Miniſter des Innern beſtätigt 
wird. Da es weſentlich nur auf ein ſolides Curatorium, 
ſorgfältige Auswahl und genügende Bezahlung der Inſpectoren 
und Mannſchaften ankommt, für welche die Stadt die reidli- 


Weiſe wohl geordnet, und ſteht der Staatspolizei in der Me- 
tropolis in keinem Punkte nach. Drei Viertel dieſer Polizei- 
koſten werden von den einzelen Stadtbezirken, ein Viertel aus 
der Stadtkaſſe getragen. Die oft wiederholten Verſuche, die 
ſtädtiſche Schutzmannſchaft der Staatspolizeiverwaltung einzu— 
verleiben, ſind bisher ſtandhaft abgelehnt; obwohl der Staat in 
dieſem Falle ein Viertel der Geſammtkoſten übernehmen würde. 


— Zur adminiſtrativen Polizei gehört ferner die Gefängniß— 


verwaltung, bei der es wiederum nur auf ein ſolides Cura— 
torium aus der Zahl der Aldermen ankommt, auf genügende 
Auswahl und Beſoldung des Gefängnißdirectors und der Be⸗ 
amten. Auch dieſe Verwaltung iſt anerkannt muſterhaft und 
unangefochten. — Durch alte Verleihung übt der Lord Mayor 


ferner die Strompolizei der Themſe, nicht blos in dem 
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Gebiet der City, ſondern weit hinab über das Gebiet des ſchiff— 
baren Fluſſes. Auch hier handelt es ſich nur um ein Verwaltungs⸗ 
curatorium, welches unter dem Namen der Schiffahrtscommiſ— 
fion (Navigation Committee) die Geſchäfte zur Genüge ver⸗ 
ſieht. — Es kommen dazu noch einige Functionen einer Ge— 
werbepolizei über Sobfenbanbef, Kornmeſſer, Laſtträger 2. 


Uebrigens fehlt es in England an einem ad miniſtrativen 


Polizeidecernat, da Sicherheitspolizei, Gewerbe-, Sitten-, 
Gaſt⸗, Bierhaus⸗, Wege⸗, Fluß-, Arbeits⸗, Gefinde- Polizei ıc. 
ſo ſorgfältig durch die Geſetzgebung geordnet ſind, daß die 
Polizeiverwaltungen darin nichts zu deeretiren, ſondern nur 
die Polizeirichter über die einzelen Fälle der Uebertretung zu 
entſcheiden haben. Das untere Polizeiperſonal hat die ergän⸗ 
zenden Anzeige-, Verhaftungs⸗, Schutz- und Zeugenpflichten nach 
Maßgabe des Geſetzes zu üben. Der Uebergang aus dem Po- 
lizeiſtaat in den Rechtsſtaat beſteht ebenſo auf dem Continent in 
ber Auflöſung des Polizeidecernats in das Polizei- 
richteramt, kann alſo nicht durch Verfaſſungsurkunden, ſon— 
dern nur durch Spezialgeſetze vor ſich gehen. ; 

5) Das fünfte Gebiet des Selfgovernment bildet 
das Polizeirichter-, Anklage-, Unterſuchungs- und 
Strafrichteramt, welche fid) in altherkömmlicher Verbin⸗ 
dung in der ſogenannten „Friedensbewahrung“ beiſammen 
finden. Urſprünglich wurden die Gemeinden zu dieſem Zweck 


jährlich versammelt, um vor dem königlichen Voigt der nor⸗ 


manniſchen Zeit eine Polizeirevue zu paſſiren, Friedensbrüche 
anzuzeigen, feſtzuſtellen und durch Gemeinde-Ausſchüſſe das 
Recht zu finden. In der ſpäteren Entwickelung wurden dieſe 
ſchweren Gemeindepflichten erleichtert durch Theilung. Die un- 
terſten Functionen gingen auf die Gemeindeſchulzen, Consta- 


bles, über. Der Rügeausſchuß wurde zur Anklage-Jury, die 
- (31) 
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Betreibung ber Anklage im Hauptverfahren wird der Zeugen» 
pflicht gleichgeſtaltet, indem die Polizei-Obrigkeit den dazu ge- 
eigneten Privatmann zwingt, das Amt des Staatsanwalts 
(Prosecutor) zu übernehmen. Das ſummariſche Strafamt 
und das Vorunterſuchungsamt geht aber auf königliche 
Commiſſarien über, welche unter dem Namen der Friedens- 
richter aus dem Kreisverband ernannt werden. Alle dieſe 
Functionen fallen auch der City von London nach dem Maß⸗ 
ſtab eines Kreisverbandes zu. Sie geſtellt ihre Constables, 
Anklage⸗ und Urtheils⸗Jury für den läſtigen, aber wichtigen 
Dienſt der Strafjuſtiz. Für das Unterſuchungs⸗ und Polizei⸗ 
richteramt wurden ſeit dem vierzehnten und fünfzehnten Jahr⸗ 
hundert in vielen Städten beſondere ſtädtiſche Friedensrich— 
ter ernannt. Die Erfahrung von Jahrhunderten und die Praxis 
des ganzen Landes ergaben aber, daß das Amt eines Polizei- 
richters, Unterſuchungsrichters und Strafrichters nicht durch 
wechſelnde Wahlbeamte verwaltet werden darf. Jun der City 
von London und einigen Stadteorporationen war freilich in den 


erſten Zeiten der Entſtehung des Friedensrichteramts, in je⸗ 


ner Zeit, wo gegen gute Bezahlung gar manche wunderliche 
Verleihungscharten gegeben wurden, eine Ausnahme geſtattet 
worden. Ju London waren es die gewählten Bezirksvorſteher 
(Aldermen), denen durch königliche Verleihung die Rechte der 
Friedensrichter übertragen wurden. Den inneren Widerſpruch 
in dieſer Stellung wußte man in keiner anderen Weiſe zu löjen, . 
als daß man dew Aldermen eine lebens längliche Stellung 
gab, wie dies in London ſchon nach 17 Ric. II. c. 11 ge⸗ 
ſchehen ſollte. Dieſe lebenslänglichen Stadträthe (ihren zeitigen 
Vorſitzenden, den Lord Mayor, an der Spitze) üben nun die 
vollen Gewalten der Friedensrichter, und halten fortlaufend von 
Tag zu Tag ihr öffentliches Gericht, ſprechen leichtere Straf— 
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urtheile in gleichem Maße wie die gelehrten Polizeirichter in 
der umgebenden Metropolis, und führen die Vorunterſuchung 
wegen aller, auch der ſchwerſten Verbrechen. Dank den ein⸗ 
fachen volksthümlichen Formen des engliſchen Strafverfahrens, 
der vielſeitigen Uebung im Geſchwornendienſt und Gemeinde— 
ämtern, machen dieſe unbeſoldeten Stadträthe ihre Sache nicht 
ſchlechter als die gelehrten Richter; in einfachen Sachen, in 
denen der ſchlichte Menſchenverſtand den Polizei- und Unter: 
ſuchungsrichter am beſten leitet, zuweilen vielleicht beſſer. Trotz 
des Naſerümpfens der „gelehrten“ Profeſſion, der Times und 
der fortgeſchrittenen Zeitungen über die Juſtiz der Aldermen 
und Coroners hält die Stadt wacker und unbeirrt daran feſt. 
Geſchäftskundige Bürger verwalten das populäre Richteramt 
noch heute ebenſo anſtändig und tüchtig, wie Tauſende von 
größeren Grundbeſitzern in der engliſchen Grafſchaft noch heute 
Tag für Tag als Friedensrichter zu Gericht ſitzen. Nur das 
eigentliche Strafrichteramt gehört nothwendig dem gelehrten 
Beruf, und dafür iſt ſeit einem Menſchenalter ein Centralhof 
gebildet (umfaſſend London und die ganze Metropolis), zu wel⸗ 
chem der Lord Mayor nur als erſtes Ehrenmitglied gehört, die 
ſogleich zu erwähnenden Stadtrichter aber als active Mitglieder. 

6) Eine Civilgerichts barkeit iſt den engliſchen 
Städten nur ausnahmsweiſe verliehen. London hat 
die ſeinige gegen gute Bezahlung frühzeitig und in weitem 
Umfang erlangt. Schon im Mittelalter wurde aber die Erfah— 
rung gewonnen, daß bie Civiljuſtiz fid) nur durch gelehrte Rich— 
ter, unter Aſſiſtenz einer Civil-Jury über die Thatfrage, verwal- 
ten läßt. Die engliſchen Könige beſetzten ihre Reichsgerichte 
ſchon im dreizehnten Jahrhundert nur mit gelehrten Richtern, 
und dieſem Vorgang folgend wählte auch die City von London 


ihren Stadtrichter aus der Zahl der angeſehenen Advocaten, 
(3) 


wozu ihr bie Mittel zu Gebot ſtanden. Da aber ein wechſeln⸗ 
der Wahlbeamter in Richterſtellungen unzuläſſig ijt, fo erſetzte 
man die königliche Ernennung (die auch bei den engliſchen 
Stadtgerichten die Regel bildet) durch folgende Surrogate. 
Der ordentliche Stadtrichter (Recorder) wird nicht von der 
Majorität des Gemeinderaths, ſondern von dem Magiſtrats⸗ 
collegium gewählt; er wird ferner auf Lebenszeit, und zwar 
mit einem angemeſſenen Richtergehalt ernannt, d. h. mit jetzt 
17,000 Thlen. feſtem Gehalt, woneben er noch die hohen Gee 
bühren als Syndicus für die Proceßführungen der Stadt und 
Rechtsgutachten bezieht, und ſeine Praxis als Advocat fort⸗ 
ſetzen darf. — In ſolcher Richterſtellung war es allerdings 
möglich das Stadtgericht reſpektabel zu beſetzen, ſo daß ſeit dem 
achtzehnten Jahrhundert dieſe ſtädtiſche Juſtiz in perſönlichem 
Anſehen den Reichsrichtern wenig nachſteht. Da die Geſchäfts⸗ 
maſſe noch einen zweiten und dritten Syndicus und Stadtrich⸗ 
ter nöthig machte, ſo wurde ein ſolcher unter dem Namen des 
Common Sergeant und des Judge of Sheriff's Court hinzuge⸗ 
fügt, deren Wahl nach einer ſpäter entſtandenen Einrichtung dem 
Gemeinderath überlaſſen bleibt. Die lebenslängliche Stellung und 
das entſprechend hohe Gehalt haben indeſſen auch dieſen Rich⸗ 
tern ein ausreichendes Anfehen bewahrt trotz der nicht correcten 
Weiſe der Ernennung. Nachdem im letzten Menſchenalter ein 
neues Syſtem von Kreisgerichten im ganzen Lande durchgeführt 
iſt, hat das Stadtgericht von London ſeine Stellung unver⸗ 
ändert bewahrt, unter dem Namen des Lord Mayor's Court 
und des Sheriff's Court, ungefähr auf gleicher Stufe wie die 
übrigen Kreisgerichte 

7) Das weitergehende Recht einer Selbſtgeſetzge⸗ 
bung (Autonomie) gehört nur in ſehr engem Umfang 
zu dem Selfgovernment. Man hat ſchon im engliſchen 


(34) 
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Mittelalter anerkannt, daß Provingial-, Kreis⸗ und Stadtver⸗ 
bände keine Geſetzgebungsgewalt üben können, ohne die Einheit 
des öffentlichen und Privatrechts zu zerreißen. Ebenſowenig 
gehört zum Selfgovernment ein Recht der Steuerbeſchließung 
und Geſetzgebung. Communal- und Staatsſteuern, directe wie 
indirecte, würden in die äußerſte Verwirrung gerathen, wenn 
die zufälligen Gruppirungen von Gutsbeſitzern, Bauern und 
Pächtern, von Eigenthümern und Miethern, von Handels- und 
Gewerbtreibenden nach ihrem Local-Intereſſe und Geſchmack 
Steuern einzuführen oder aufzuheben hätten. Auch die Com⸗ 
munalſteuern ſind in England ſeit Jahrhunderten durch die 
allgemeine Geſetzgebung geordnet, welche immer gleichartiger 
ein Syſtem von Realſteuern in Land und Stadt gleichmäßig 
durchgeführt hat, welches unſerer Miethsſteuer am nächſten 
ſteht. Außer dieſer Kreis- und Communalſteuer nach Prozenten 
des Mieths- und Pachtwerthes gelten andere Communalſteuern 
(wie Mahl- und Schlachtſteuer, Einkommenſteuer, Claſſenſteuer⸗ 
zuſchläge u. dergl.) als rechtlich und volkswirthſchaftlich unzu⸗ 
läſſig. Für eine Autonomie der engliſchen Kreiſe und Gemein⸗ 
den blieb alſo nur übrig die Befugniß zum Erlaß von Orts⸗ 
polizei-Regulativen. Für ſolche Pflichten zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der offentlichen Ordnung, welche der Stadtgemeinde 
nach Geſetz oder Gewohuheitsrecht obliegen, können Bürger 
meiſter und Gemeinderath rechtsverbindliche Ortsgeſetze, Bye- 
Laws, erlaſſen. Nur in London waren ausnahmsweiſe Vor⸗ 
bedingungen vorhanden, um etwas weitere Befugniſſe ge⸗ 
währen zu können. Ein Collegium von lebenslänglichen Alder⸗ 
men neben dem wechſelnden Gemeinderath, und die Concurrenz 
der ftabilen Gildegenoſſenſchaft, ergab einige Garantien der ge⸗ 
genſeitigen Controlle und der Stetigkeit, analog den Verhält⸗ 


niſſen des engliſchen Ober- und Unterhauſes. Unter dieſen 
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Vorbedingungen bildete fid) ein Gewohnheitsrecht für London, 
welches dem Bürgermeiſter und Gemeinderath auch Aenderun— 
gen der Stadtverfaſſung ſelbſt geſtattet, ſoweit ſolche nicht in 
Widerſpruch mit Landesgeſetzen treten. Dies Gewohnheitsrecht iſt 
ſpäter durch Geſetze anerkannt, wird fortwährend geübt, und iſt 
in neueſter Zeit in wichtigen zeitgemäßen Beſchlüſſen wirkſam 
geworden. Nach einem Gemeindebeſchluß vom 17. März 1835 
iſt das Stadtbürgerrecht nicht mehr abhängig von der Mit⸗ 
gliedſchaft einer Gilde, ſondern kann auch ohne das erwor- 
ben werden durch Erbrecht, Geſchäftsbetrieb oder durch Zah— 
lung der Bürgerrechtsgelder. Ebenſo ſind durch Gemeindebe— 
ſchluß die Reſte der alten Vorſchrift aufgehoben, nach welcher 
das Stadtbürgerrecht Vorbedingung für den Betrieb des De— 
tailhandels in der City ſein ſollte. 

8) Das höchſte politiſche Recht des Selfgovern— 


ment ijt endlich die Theilnahme der City an den Par- 


lamentswahlen. Das engliſche Unterhaus heißt das Haus 
der Communen, House of Commons, weil es Kreis- und 
analoge Stadtverbände zuſammenfaſſen ſoll: nicht Beſitzelaſſen 
oder Erwerbsclaſſen, nicht Rittergutsbeſitzer, nicht Bauern, nicht 
Groß⸗, nicht Kleinhändler, nicht Handwerker, nicht Arbeiter, 
nicht „Intereſſen“, ſondern die zu freier Selbſtthätigkeit verei- 
nigten Communen. Das Parlament war niemals dazu be— 
ſtimmt, um allgemeine Menſchenrechte zu erfinden und zur Gel— 
tung zu bringen; wäre das der Fall, ſo hätten auch Frauen 
und Minderjährige Wahlrecht erhalten müſſen. Die allgemeinen 
Menſchenrechte waren durch Kirche und Staat ſchon begründet, 
ehe man an Parlamente dachte. Die Kurzſichtigkeit der ftan- 
diſchen „Intereſſen“ war gerade der Gegner, welchem die erbliche 
Staatsgewalt ſeit dem Mittelalter die allgemeinen Menſchen⸗ 


rechte abkämpfen mußte: eine bloße „Intereſſenvertretung“, zur 
(36) 


37 


ſouveränen Macht erhoben, würde auch heute noch zur Gewalt 
des Stärkern, zu Arbeitszwang, Leibeigenſchaft, Sclaverei zu⸗ 
rückführen, wie im Mittelalter und im antiken Staat. Das 
Parlament ijt vielmehr nur ein geſetzgebender Körper und 
höchſter Rath, der die Tauſende von beſtehenden Geſetzen, auf 
denen der Staat bereits poſitiv ruht, verbeſſern und fortbilden 
ſoll. Dieſem Zweck entſprechend hat die engliſche Staatsbildung 
im Parlament alle Claſſen zuſammengefaßt, welche perſön— 
lich an der Ausübung der Staatspflichten betheiligt ſind. Da 
das Selfgovernment die beſitzenden Claſſen und Mittelſtände 
in Maſſe zu Organen der Miliz-, Gerichts-, Polizei- und Finanz⸗ 
hoheit des Staates machte, fo jab man die im öffentlichen 
Dienſt thätigen Claſſen auch als die geeigneten Organe an, um 
die beſtehende Militär-, Gerichts-, Polizei- und Finanz⸗Geſetzge⸗ 
bung zu verbeſſern, und ihre Ausübung im Großen zu con⸗ 
trolliren. Von dieſen Geſichtspuncten aus wurden die Ver— 
bände des Selfgovernment ſelbſtverſtändlich die Wahlkörper 
zum Parlament, und die an der Selbſtverwaltung gewohn— 
heitsmäßig betheiligten Claſſen die Wahlberechtigten zum 
Parlament, 400 Jahre lang fiel der Wahlcenfus des Unterhau— 
ſes in den Grafſchaften einfach zuſammen mit dem Cenſus des 
Geſchwornendienſtes. Dieſen Grundſätzen verdankte auch die 
City von London ihre angeſehene Theilnahme an dem Haus 
der Communen. Ebenſo den anerkannten Beruf zum politiſchen 
Petitionsrecht. Adreſſen des Magiſtrats und des Gemeinderaths 
von London nimmt der König „auf dem Throne ſitzend“ entgegen. 

Dieſen Zweigen des Municipalweſens und des Selfgovern— 
ment entſprechend, ergeben ſich folgende äußere Forma— 
tionen und Abſtufungen der City-Verwaltung. 


\ 
I. Das unterſte Glied bilden die alten Wards.“ 
II. 25. 3 qu. 
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Schon in ber normanniſchen Zeit zerfiel London in 24 Stadt. 
Bezirke, zu denen ſpäter durch Theilung noch ein 25., und durch 
den Flecken Southwark noch ein 26. hinzukam. Die Bezirke 
find von febr ungleicher Größe, namentlich find die innerhalb 
der ehemaligen Stadtmauer gelegenen viel kleiner als bie Aus 
ßeren Bezirke. Mit Recht betrachtet man eine öftere Aende— 
rung der Stadtbezirke als nachtheilig, weil der ohnehin lockere 
Zuſammenhang der großſtädtiſchen Nachbarſchaft dadurch vollends 
durcheinandergeworfen wird. Das ewige „Organiſiren“ der 
Stadtbezirke macht ungefähr einen Eindruck wie das Rühren 


im Sande mit einem Stock, unter welchem ſicherlich keine Vee 


getation gedeihen kann. Es war daher urſprünglich wohl rich⸗ 
tig, daß man in London die kleinen Stadtbezirke innerhalb 
der Stadtmauer feſthielt als gleichberechtigt mit den großen 
Bezirken außerhalb der Mauern; denn in dieſen „Anſchwem⸗ 


. mungen“ der großen Städte fehlt es längere Zeit meiſtens 


an reger Selbſtthätigkeit und Communalſinn; erſt allmälig 
wachſen ſie feſt in das ſtädtiſche Leben hinein. Etwas über⸗ 
trieben iſt dieſe Stabilität indeſſen doch wohl in London, wo 
man nun ſeit 700 Jahren die ungleichen Stadtbezirke feſt⸗ 
hält, nachdem ein ſachlicher Unterſchied zwiſchen Außen⸗ und 
Innenbezirken vollſtändig aufgehört hat. — Jeder dieſer 
Stadtbezirke wählt einen lebenslänglichen Alderman in den 
Magiſtrat und eine feſte Zahl von Stadtverordneten in 
den Gemeinderath. Der Bezirks-Stadtrath mit den Bezirks⸗ 
Stadtverordneten bildet für gewiſſe Zwecke einen Bezirksrath, 
welcher noch einige polizeiliche Befugniſſe, namentlich für 
amtliche Feſtſtellung öffentlicher Uebelſtände ausübt. Früher 
ſtand auch das Nachtwachtweſen unter dem Bezirksrath, ſowie 
die Einziehung der vom Bezirk aufzubringenden Steuern. So 


lange namentlich die Armenverwaltung in den kleinen Kirchſpie⸗ 
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fen ſelbſtändig verwaltet wurde, blieben die Stadtbezirke le⸗ 
bendige Körper in nachbarlicher Bekanntſchaft. Die neuere 
Centraliſirung des Armenweſens in einer Armendirection hat 
dafür äußerſt nachtheilig gewirkt, und man empfindet nun auch 
in London, daß die Stadtverwaltung ihren Character verliert 
und zur bureaukratiſchen Maſchinerie wird, ſobald die Stadt⸗ 
bezirke nichts weiter bleiben als äußere Einſchnitte für die 
ſtädtiſchen Wahlen. Wenn dies Abſterben der Bezirke noch 
nicht bis zu dem Extrem gediehen iſt, wie etwa in Paris oder 
in Berlin, ſo erklärt ſich dies nur aus dem kleinen Umfang der 
City, aus der Fortdauer der Gildeverfaſſung, und aus der 
dauernden Verbindung, in welcher jeder Alderman und Stadt⸗ 
verordnete mit ſeinem Bezirk bleibt. 

II. Das zweite Glied der Stadtverfaſſung iſt der 
Gemeinderath, beſtehend aus der Geſammtzahl der von den 
26 Stadtbezirken gewählten Stadtverordneten. Die Zahl der 
Stadtverordneten wechſelt nach Größe der Bezirke von 4—17. 
Die Wahl wird jährlich erneut am 21. December. Da die 
Ausſcheidenden aber wieder wählbar ſind, ſo iſt das Perſonal 
ziemlich ſtetig. Die Stadtverordneten bilden die beſchließende 
Kör perſchaft über das Vermögen der Stadt. Ihre Beſchlüſſe 
disponiren in der Regel endgültig über die Ctabtcafje, doch 
|o, daß die 26 Aldermen als ſtimmende Mitglieder dem Ple⸗ 
num der Stadtverordneten hinzutreten. Nach dem Geſetz von 
1725 ſollte jeder Beſchluß (act, order or ordinance) des Ge⸗ 
meinderaths der Zuſtimmung der Mehrheit des Magiſtrats be⸗ 
dürfen: durch 19 Geo. II. c. 8 iſt dieſe Geſetzklauſel aber wie⸗ 
der aufgehoben, und damit die frühere Obſervanz hergeſtellt, 
nach welcher in eigentlichen Communalſachen der Gemein⸗ 
derath endgültig beſchließt. Aus Aldermen und Stadtverord- 


neten werden auch die nicht ſehr zahlreichen Verwaltungsaus⸗ 
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ſchüſſe für Polizei- und Finanzzwecke gebildet. Anerkannt feb- 
lerhaft iſt die zu große Zahl von 240 Stadtverordneten, welche 
die Verwaltung im äußerſten Maße erſchweren würde, wenn 
nicht in den gewöhnlichen Sitzungen die große Mehrzahl zu 
fehlen pflegte! Zur Beſchlußfähigkeit der Verſammlung genit 
gen 40 Mitglieder. Eine königliche Unterſuchungscommiſſion 
von 1854 ſchlägt vor, die Zahl auf 70—100 Stadtverordnete 
zu vermindern. Durch neuere Communalbeſchlüſſe iſt die Zahl 
vorläufig auf 206 herabgeſetzt. 

III. Die dritte ſtädtiſche Körperſchaft bildet das 
Collegium der 26 Aldermen, entſprechend den 26 Wards. 
Die Aldermen haben Sitz und Stimme in der Stadtverord— 
netenverſammlung ſowie in der Plenarverſammlung der Gilde— 
genoſſen. Zugleich aber bilden fie ein ſelbſtändiges Ma- 
giſtratscollegium, welches in London durch die hervor— 
ragende Bedeutung des Selfgovernment bedingt war. Wo 
ſich ein Städteweſen freilich nur auf öconomiſche Municipal⸗ 
verwaltung beſchränkt, ijt ein Magiſtratscollegium nicht notb- 
wendig, ſogar hinderlich, und Veranlaſſung zu unnöthigen Reis 
bungen durch Doppelbeſchließung. Die moderne Geſellſchaft, 
deren Geſichtspuncte für das Communalweſen nicht weit rei⸗ 
chen, wünſcht aber überhaupt kein Selfgovernment, ſondern nur 
öconomiſche Gemeindeverwaltungen (höchſtens mit Einſchluß der 
Armenverwaltung nach einem Buchhalterſchema). Dem ent- 
ſprechend haben die franzöſiſchen Gemeindeordnungen gar fei- 
nen Magiſtrat, ſondern nur einen Gemeinderath mit einem 
ausführenden Bürgermeiſter und Beigeordneten. Dies dürf— 
tige Schema entſprach leider ſo ſehr den herrſchenden Vorſtel— 
lungen, daß 1835 auch in der engliſchen Städteordnung nur 
„Bürgermeiſter und Gemeinderath“ Eingang fanden. Für Lon⸗ 


don war es ein Vorzug, daß das feſte Magiſtratscollegium 
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beibehalten wurde. Mit Rückſicht auf bie weitumfaſſende Ci⸗ 
vil, Polizei- und Strafgerichtsbarkeit ift ſogar die lebensläng— 
liche Stellung der Stadträthe beibehalten, die zu der öeono⸗ 
miſchen Stadt⸗Verwaltung allerdings nicht paßt. Dem Mae 
giſtratscollegium gebühren folgende ſelbſtändige Befugniſſe. 

l. Ein früher allgemeines Veto gegen die Be— 
ſchlüſſe der Stadtverordneten, eingeführt durch 11 Geo. 
I. c. 18, in eigentlichen Communalſachen wieder aufgehoben 
durch 19 Geo. II. c. 8. 

2. Die Entſcheidung über die Gültigkeit der Wahlen 
der Stadträthe, Stadtverordneten und einiger ſtädtiſchen Beam⸗ 
ten, die man abſichtlich nicht in die Majorität eines nach Par- 
teien getheilten Gemeinderaths legen wollte. 

5. Die ſelbſtändige Verfügung über bie Stadteaſſe 
für die perſönlichen und ſachlichen Polizeiausgaben, welche nicht 
von der „Bewilligung“ der Stadtverordneten abhängen können, 
weil ſie geſetzlich nothwendig ſind. Unter Vermeidung eines 
Streits über die Abgrenzung hat das Magiſtratscollegium dem 
Buchſtaben nach eine concurrirenbe Dispoſition über die 
Stadteaſſe, bie fid) aber nach feſter Praxis auf Polizeiausgaben 
und friedensrichterliche Geſchäfte beſchränkt. 

4. Die Verwaltung der adminiſtrativen Polizei. 

5. Die ſelbſtändige Ernennung des Recorder und vieler 
unteren Beamten der Polizei- und Gerichtsverwaltung. 

IV. Die Spitze der ſtädtiſchen Verwaltung, in 
welcher ſich alle beſchließenden Körperſchaften und alle Verwal⸗ 
tungen der Stadt mit ihren Committees und Unterbeamten zu 
einer Einheit zuſammenfaſſen, iſt der jährlich wechſelnde 
Oberbürgermeiſter, Lord Mayor. Der Oberbürgermeis 
ſter iſt zugleich Präſident des Magiſtrats, Vorſteher der Stadt⸗ 
verordneten und Vorſitzender der Common Hall ber Gildege- 
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noſſen. Andererſeits iſt er für die Executive Chef der geſamm⸗ 
ten ſtädtiſchen Verwaltung, Repräſentant der Königin in der 
„Civilregierung der City“, Chefcommiſſar der ſtädtiſchen Mi⸗ 
lizen, Conservator (Polizeiherr) der Themſe, Chief Coroner 
für die City, ihre Freibezirke und für den Flecken Southwark, 
| Chief Justice ber Criminaljurisdiction von Newgate und nach 
I ber neuen Einrichtung Erſtes Mitglied des Centraleriminalhofes, 
li Erſter Friedensrichter für bie City, als welcher er in Mansion 
I House Polizeigericht hält. Er wird alljährlich am 29. Sep⸗ 
I tember gewählt, und zwar nur aus ſolchen Aldermen, welche ſchon 
| das Amt eines Sheriff verwaltet haben. Die Livery nominirt 
| dazu zwei Candidaten, unter welchen ber Court of Aldermen 
| wählt. Der Sache nad) hat dies den Erfolg gehabt, daß die 
Würde des Lord Mayor ber Reihe nach unter den Aldermen 


1 wechſelt. Die Livery nämlich präſentirt herkömmlich bie bei- 
| den älteſten Aldermen, welche die Würde noch nicht bekleidet 
haben, und unter dieſen beiden wählt der Magiſtrat den älteren. 
Dem unentgeltlichen Ehrenamt der Stadträthe ließen ſich aber 
0 bie, ſchweren Ehrenausgaben eines Oberbürgermeiſter-Amts von 
London nicht zumuthen, welches in den Umgebungen des Par- 
| laments, eines reichen Geburts- und Geldadels, mit entſprechen— 
l dem Anſehen auftreten muß. Die Stadt gewährt daher ein 
| Jahreseinkommen von 56,000 bis 80,000 Thlr., eine einge- 
| richtete Amtswohnung und den freien Gebrauch der ſtädtiſchen 
. Equipagen. Die wirklichen Ausgaben find freilich noch 
| bedeutender, jo daß mancher Alderman die Würde dennoch 
| nicht anzunehmen vermag. Die Buße für die Ablehnung be- 
trägt 1000 L. Der Lord Mayor führt ebenſo wie die Lords 
und die Miniſter den Ehrentitel Right Honourable. Bei einem 


Regierungsantritt oder bei der Geburt eines Thronfolgers wird 
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ber zeitige Lord Mayor herkömmlich zum erblichen Baronet 
ernannt. 


Das ſo zuſammengeſetzte Ganze erſcheint als ein 
wunderliches Conglomerat, welches auf 120 Charten von Wil- 
helm dem Eroberer bis zu 15 Geo. II., auf Gewohnheitsrecht, 
Localacten und einigen ergänzenden Parlamentsbeſchlüſſen beruht. 
Es ijt ein wunderbar zuſammengeſetzter Apparat von Ein- 
richtungen, deren Sinn heute manchmal ſchwer zu ermitteln, 
der aber, wie manches alte Bürgerhaus, im Ganzen wohnlich 
und behaglich eingerichtet iſt. Trotz alles Kopfſchüttelns muß 
ſich ein unbefangener Beobachter ſagen: dieſe Einrichtungen 
haben neben der Uebermacht eines omnipotenten Parlaments, 
neben einem ſtolzen Geburts- und einem übermüthigen Geldadel, 
der ſtädtiſchen Verwaltung eine achtbare, beiſpiellos unabhängige 
Stellung bewahrt. Wer weiß, was daraus würde, wenn man 
dieſe Einrichtungen nach den Vorſtellungen der „Jetztzeit“ mo— 
derniſirte? Dieſe Frage iſt ſeit einem Menſchenalter in Eng— 
land, eine ſo practiſche geworden, daß ſie ſogleich beantwortet 
werden kann. 

Vor einem Menſchenalter wurde in England eine Reform 
des Parlaments nothwendig, weil die gewählte Vertretung 
im Parlament durch Mißhandlung der Stadtverfaſſungen zu 
einer wirthſchaftlichen und ſittlichen Unmöglichkeit geworden war. 
Die Factoren der politiſchen Macht waren mit dem Grund- 
beſitz in einer einſeitigen Weiſe verwachſen, welche unter den 
neueren Verhältniſſen der induſtriellen Geſellſchaft unhaltbar 
wurde. Mit Ausnahme von London war es die Regel, 
daß die Stadtverwaltungen in keinem Zuſammenhang mehr 
mit dem ſtädtiſchen Bürgerthum ſtanden; die Maſſe der ftábti- 
ſchen Bevölkerung war daher der practiſchen Beſchäftigung 
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mit öffentlichen Dingen ungefähr ebenſo entfremdet, wie in Frank— 
reich und Deutſchland die ganze Bevölkerung durch den Beam— 
tenſtaat der perſönlichen Selbſtthätigkeit entwöhnt war. Die 
Reformbill hat die Zahl der Parlamentswähler ungefähr verdop— 
pelt. Die Mehrzahl der neuen Wähler waren aber Stadtbe— 
wohner; die volle Hälfte der jetzigen Bewohner Englands gehört 
jetzt ſchon den Städten an. Das 19. Jahrhundert war über— 
haupt eine Zeit der gewaltigſten wirthſchaftlichen Umbildung, 
in welcher auf dem Boden der freien Concurrenz Jedermann 
in Haus und Hof, in Laden und Comptoir hinreichend zu thun 
hat für ſein wirthſchaftliches Daſein. In ſolchen Bevölkerungen 
und Zeiten tritt naturgemäß der Sinn für das Gemeinweſen 
zurück neben der Sorge des Einzelen für Beſitz, Erwerb und 
bürgerliche Exiſtenz. Die daraus entſtehenden Anſchauungen 
vom Staat find nothwendig kurzſichtig, wie alle Erwerbsin⸗ 
tereſſen ſich durch Kurzſichtigkeit auszeichnen. Es ſcheint ihnen 
ſehr „unpractiſch“, daß ein Mann, der zu leben und zu arbeiten 
hat, ſeine Zeit und Kraft an den kleinen Kreis einer Commune 
wenden ſollte. Wer höher hinaus will, geht in den Staats⸗ 
dienſt. Wer ein gewiſſes Niveau des Reichthums überſchritten hat, 
glaubt fid) über der Commune erhaben. Alle find darin einverſtan— 
den, daß in dem täglichen Kampf für die bürgerliche Exiſtenz, der 
die Anſtrengung aller Sehnen und Muskeln fordert, der prace 
tiſche Geſchäftsmann „keine Zeit“ mehr für die Commune hat. 
Man ſieht es als Ideologie an, daß der gebildete und erwer— 


bende Mann ſich mit Armenrecherchen und Miethsabſchätzungen, 


mit ſtädtiſchen Deputationen und Rechnungsreviſionen, oder gar 
mit einem Polizeidecernat oder Richteramt befaſſen ſollte, was 
Alles durch beſoldete Beamte leicht beſorgt werden kann. Dennoch 
hat man nicht das geringſte Bedenken, eine Stimme zu bean- 


ſpruchen für die Abänderungen der Landesgeſetzgebung und für 
(44) 


45 


eine Generalcontrolle der geſammten Staatsverwaltung. Wie 
iſt das Alles aber möglich ohne practiſche Kenntniſſe von den 
zu controllirenden und zu verbeſſernden Dingen? Die engliſche 
Parlamentsverfaſſung war für Claſſen berechnet, welche ge— 
wohnheitsmäßig eine practiſche Schule durchmachten; mehr als 
ein Drittel der engliſchen Urwähler war bis zur Reformbill 
Jahr aus Jahr ein wechſelnd im Geſchwornendienſt und vielen 
Tauſenden von Gemeindeämtern, Tauſende waren ſogar Zeit— 
lebens im Friedensrichteramt thätig. Mehr als drei Viertheile 
des engliſchen Unterhauſes beſtanden bis zur Reformbill aus Per— 
ſonen, die als Friedensrichter oder ſonſt ſolide practiſche Kennt⸗ 
niſſe von der Staatsverwaltung erworben hatten. Durch bloße 
Erweiterung der Wahlrechte dagegen konnte wohl eine einſeitige 
Claſſenherrſchaft gebrochen werden, nicht aber ein geſetzgebender 
Körper von der Tüchtigkeit entſtehen, welche dem engliſchen 
Parlament ſeinen welthiſtoriſchen Namen erworben hat. Die 
lange dauernde Täuſchung darüber beruht darauf, daß man ſtets 
gern das glaubt, was Hunderttauſende zu glauben das gleiche 
Intereſſe haben. Wo Hunderttauſende auf einmal neu berufen 
werden, um die Verfaſſung und die beſtehenden Geſetze eines 
Staates zu verbeſſern und fortzubilden, da entſteht alsbald 
auch eine gemeinſame Ueberzeugung, daß es für die Geſetzge— 
bung überhaupt keiner practiſchen Kenntniſſe, daß es mithin 
auch keiner zeitraubenden und läſtigen Selbſtthätigkeit des 
Einzelen bedürfe. Jeder beſtärkt den Andern in dem Glauben, 
daß es eigentlich nur ankomme auf die Einſicht in das nächſte 
„Intereſſe“ des Einzelen und ſein Wohl. Das Zuſammenfaſſen 
dieſer Vorſtellungen nach Intereſſengruppen in einer Alles be- 
herrſchenden Tagespreſſe betrachtet man dann als die fortſchrei⸗ 
tende „politiſche Bildung“ der Zeit, die ſich großer Erfolge rühmt, 


— nicht mit Unrecht, ſo lange es ſich blos um die Erkennung und 
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Abſtellung vorhandener Mißbräuche im Staat handelt, und 

um die Abänderung folder Geſetze, welche die wirthſchaftliche 
Entwickelung unſerer Zeit beſchädigen und hindern. In dieſer 
Richtung haben die neuen engliſchen Anſchauungen ſeit der Re⸗ 
formbill in der That human und nützlich gewirkt. 

Anders verhält es fid) dagegen mit dem Einfluß der „öffent⸗ 
lichen Meinung“ auf die dauernden Einrichtungen des 
Staats, welche den Unterbau der Parlamentsverfaſſung bilden, 
alſo mit ihren Ideen über die Selbſtverwaltung der Kreiſe und 
Gemeinden. Indem man die Kreis- und Gemeindeordnungen 
nicht als Glieder der Staatsverwaltung, ſondern als örtliche 
„Intereſſen vertretungen“ anſah, indem man naiver Weiſe ein 
Schema von gewählten Gemeinderäthen mit dem Ehrentitel 
des Selfgovernment ausſtattete, deſſen Einrichtungen durchge⸗ 
hends verläugnet und auf den Kopf geſtellt wurden, kam man 
ſeit der Reformbill zu revidirten Gemeindeordnungen in 
einer vierfachen Richtung. 

Im Jahre 1835 wurde eine neue Städteordnung 
gegeben, welche allerdings die Mißbräuche der verzopften Stadt⸗ 
corporationen beſeitigt, an einen Zwang zur Selbſtthätigkeit 
in der Bürgerſchaft aber nirgends gedacht hat. In wenigen 
Jahrzehnten iſt dadurch die engliſche Stadtverwaltung mit ihrem 
Gemeinderath, Bürgermeiſter und Beigeordneten zu einer Be- 
deutungsloſigkeit herabgeſunken, die ſich mit der Munici⸗ 
palverfaſſung Frankreichs meſſen kann. Die City von London 
ſteht unter den Städten noch da wie eine Oaſe. 

Seit 1829 wurde in einer zweiten Richtung die ex ecu⸗ 
tive Polizei nach den practiſchen Vorſtellungen der Han⸗ 
dels⸗ und Fabrikherren unter lebhaftem Widerſpruch der Graf⸗ 
ſchafts⸗Friedensrichter moderniſirt. Nach wenigen Jahrzehnten 


iſt das Land mit einem Gensdarmeriecorps von 24000 Mann 
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bedeckt, welche unter ihren Brigadiers, Hauptleuten und Ser⸗ 
geanten fleißig ererciven, und das etwas „altmodiſch“ gewordene 
Amt der Dorfſchulzen verdrängt haben, wobei es auf die Dauer 
wohl nicht zu vermeiden ſein wird, daß dieſe Mannſchaften mehr 
auf den Dienſtbefehl ihres Vorgeſetzten, als auf die geſetzlich 
bemeſſenen Befehle der Friedensrichter hören werden! Dieſe 
allzu practiſche Anſicht der Fabrik- und Handelsherren von der 
Polizei hat zugleich den unerwünſchten Erfolg gehabt, die 
arbeitenden Claſſen dem Beſitz viel ſchroffer entgegenzuſtellen 
als früher. Die Ideen des Communismus und Socialismus 
wachſen ſtufenweis in dem Maße, in welchem das wirkliche 
Selfgovernment aufhört. 

In einer dritten Richtung wurde die Armenver⸗ 
waltung ſeit 1834 „practiſch“ reformirt. Man fand den wirk⸗ 
lich vorhandenen Mangel der Zuſtände nicht darin, daß zu 
wenige Perſonen ſelbſtthätig an der Verwaltung Theil nahmen, 
ſondern nur darin, daß nicht genug Perſonen Stimmrechte 
und Wahlrechte hätten. Es wurde daher ein Stimmrecht 
aller Steuerzahler eingeführt, mit einem verſtärkten Recht der 
größeren Steuerzahler von 1 bis 6 Stimmen. Da aber die 
ganze Einrichtung auf nichts weiter hinauslief, als auf einen 
Verwaltungsrath, welcher beſoldete Armenvorſteher, beſoldete Un— 
terſtützungsbeamte, Buchhalter und Schreiber anzuſtellen hat, ſo 
iſt in wenigen Jahrzehnten daraus das Hauptneſt des Bureau⸗ 
cratismus in England geworden — eine Verwaltung, die nur 
durch Regulative und Reſcripte eines Miniſteriums, durch 
Staatsinſpectoren, Rechnungsräthe und Landrathsſchreiber faft 
genau ebenſo dirigirt wird, wie eine franzöſiſche Municipalver⸗ 
waltung, in welcher die Gemeinderäthe etwas mitzureden, aber 
nichts Ernſtliches zu beſchließen und überhaupt nichts Ernſtliches 
zu thun haben. 
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In einer vierten Richtung wurde endlid das Ge- 
ſundheits- und Baupolizeiweſen ber Communen refor- 
mirt durch die ſogenannten Geſundheitsacten (für die City 11 
et 12 Viet. e. 163). Man glaubte noch einen Schaden ent⸗ 
deckt zu haben in dem claffificirten Stimmrecht. Allge—⸗ 
meines gleiches Stimmrecht wurde das Loſungswort, mit dem 
man in der Metropolis den Verſuch machte. Es ſchien das ein Rie— 
jenjchritt: allgemeines gleiches Stimmrecht mit Zetteln 
— in einer Bevölkerung von 3 Millionen — in dem Mittel⸗ 
punct des engliſchen Reichthums und der Intelligenz. Ahnungs⸗ 
ſchwer von der einen, hoffnungsvoll von der anderen Seite, began⸗ 
nen die erſten zahlreich beſuchten Wahlverſammlungen. Der 
Erfolg, der ſich jetzt nach zehn Jahren ruhig überſehen läßt, 
zeigt ſich in drei Puncten. 

1) Die aus allgemeinem Stimmrecht hervorgehenden Wahl— 
verſammlungen ſind nicht blos freigebig, ſondern verſchwen— 
deriſch in der Bewilligung von Steuern. Die Haus— 
eigenthümer und Miether der Metropolis wiſſen von den Steuer: 
beſchlüſſen dieſer Verſammlungen zu erzählen. 

2) Wenn man kleine Gemeinden, große Gemeinden, Kreis— 
und Geſammtgemeinden übereinander ſchachtelt, und alle nach alle, 
gemeinem Stimmrecht wählen läßt: ſo betrachtet jedes größere 
„Gemeinde- und Kreisparlament“ ſich alsbald als die größere 
Autorität in allen Dingen, reißt alle Befugniſſe der klei— 
neren Verbände unmittelbar an ſich, duldet überhaupt keine 
Selbſtändigkeit und Selbſtverwaltung in unteren Kreiſen mehr, 
centraliſirt und bureaucratifirt mit einer Schnelligkeit, welche die 
Leiſtungsfähigkeit des abſoluten Staats weit hinter ſich läßt. 
Die Generalverjammlung wird eine Maſchinerie, mit der ſich 
nach Unten hin alles Beſtehende zerſchlagen läßt, ſoweit man 


es zerſchlagen will. Dies Alles freilich nur für einen beſtimm⸗ 
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ten Stoß — jo lange die Maſchinerie durch foctale Inter— 
eſſen in Thätigkeit ijt. Nach wenigen Jahren tritt das Ge- 
fühl der Ruhe ein — nicht der Befriedigung, ſondern der Re⸗ 
ſignation — und damit der eigentliche Normalzuſtand: 

3) dieſer endliche Erfolg iſt die allgemeine gleiche Theil— 
nahmloſigkeit. Das ſo ertheilte Stimmrecht iſt kein Ehren⸗ 
recht mehr, welches für das perſönliche Verdienſt der Selbſt— 
verwaltung im Gemeinweſen ertheilt wird: es fehlt daher das 
Pflichtgefühl und der moraliſche Antrieb; es fehlt auch 
jedes nachhaltige Intereſſe, weil ſich nach wenigen Verſuchen 
zeigt, daß eine ſolche Verſammlung die perſönlichen Wünſche 
des Wählers (größere Einnahmen und kleinere Steuern) um ſo 
weniger erfüllen kann, je größer der Wählerkreis iſt. Die An⸗ 
fangs überfüllten Wahllocale leeren ſich in ſchreckenerregender 
Weiſe. Es kommen nur noch einige Prozente der Wähler; 
hauptſächlich die Freunde ſolcher Perſonen, die eine beſoldete 
Anſtellung bei der neuen Gemeindebehörde wünſchen. Dieſe 
Gemeindebehörde geht inzwiſchen ihren gemeſſenen Gang, wie 
eine franzoͤſiſche Präfectur, und verliert allmälig den Zuſam⸗ 
menhang mit ihren Wählern. Sie kann nicht im Ernſt an die 
Beſchlüſſe einer Wählerſchaft gebunden werden, von welcher 
der launiſche Zufall nur dann und wann einen Bruchtheil in die 
Wahllocale führt! 

Seit der Reformbill iſt jede ſpätere Gemeindeordnung 
ſchlechter gerathen als die früheren. Der Hoͤhepunct dieſer Re- 
formen wurde endlich im Jahre 1858 erreicht mit einer Miß⸗ 
geburt von Gemeindeordnung (Local Government Act, 
1858), von welcher die Liberalen den Conſervativen, die Con⸗ 
ſervativen den Liberalen die Vaterſchaft zuſchreiben. Seitdem 
ijt die Neufabrikation von Gemeindeordnungen völlig eingeitellt. 
Die rückläufige Bewegung (die durch das Miniſterium Pal⸗ 
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meríton nod). eine Zeitlang verbedt wurde) wird erfennbar an 
ber Verwerfung neuer Reformbills, die nur eine Sammlung 
und einen Stillſtand bedeutet, nach den Verwüſtungen, welche 
die letzten drei Jahrzehnte in den Grundlagen des Staats ans 
gerichtet haben. Es wird daraus wohl ungefähr verſtändlich, 
warum die wirkliche öffentliche Meinung ſeit jener Zeit ſich 
von Reformen und von Reformbills abwendet, ſelbſt um den 
Preis, ein intelligentes und populäres Miniſterium fallen zu 
ſehen. 

Es iſt das Alles aber nicht etwa ein Erzeugniß der 
Uebereilung oder böswilliger Parteien, ſondern es 
ift buchſtäblich das Geſammterzeugniß der Intelli⸗ 
genz des neunzehnten Jahrhunderts in dem politiſch 
gebildetſten Lande Europas. Es iſt ein Reſultat, an wel⸗ 
chem Whigs und Tories, liberale und conſervative Parteien, 
fromme und „gottloſe“, Freihändler und Laſſallianer ihren er⸗ 
weisbaren Antheil haben. Es iſt das Geſammterzeugniß der 
lebenden Generation, und der Geſammtrichtung unſerer Zeit, 
welche nur an wirthſchaftliche Intereſſen, an Wahlen und poli⸗ 
tijden Einfluß, nie aber an bie nothwendige Verwaltungsord⸗ 
nung des Staats denkt, für welche der practiſche Sinn ſich 
nur bei denen bildet, die ſich gewohnheitsmäßig mit der Selbſt⸗ 
verwaltung öffentlicher Dinge beſchäftigen. Durch den unab- 
änderlichen Einfluß der Preſſe vervielfältigt fib das Mißverhält⸗ 
niß. Niemand leugnet im Grunde, daß die Verwaltung des 
Staats, in völligem Gleichgewicht, für die Freiheit der Völker 
ebenſoviel bedeutet, wie die Verfaſſung. Wenn aber von 20 
Perſonen 19 immer nur von der Verfaſſung, nicht von der 
Verwaltung des Staats ſprechen und philoſophiren, wenn 
ebenſo die Alles beherrſchende Tagespreſſe im Sinne ihrer Leſer 
immer nur die Verfaſſungsfragen, nicht die Ordnung der Ver⸗ 
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waltung behandeln kann, für welche practiſches Verſtänd⸗ 
niß und Neigung einmal nicht vorhanden iſt: ſo müſſen die 
ſchiefen Vorſtellungen vom Staat ſich multipliziren, müſſen die 
herrſchenden Ideen über die Einrichtungen der Gemeinde 
nothwendig irrige ſein. Dieſer Irrthum wird erſt er⸗ 
kannt, wenn er an verderblichen Wirkungen praetiſch 
ſichtbar wird, und es beginnt dann die politiſche Arbeit der 
Völker von Neuem, um die neben dem ſocialen Fortſchritt vere 
geſſenen und verkümmerten Lebensbedingungen der perſönlichen 
und politiſchen Freiheit wiederzugewinnen. Das Menſchen⸗ 
alter, welches dazu erforderlich ſcheint, iſt jetzt in England 
abgelaufen, nachdem fid) die Verwüſtungen einigermaßen über⸗ 
ſehen laſſen, welche die neue Geſellſchaft in dem Gemeindeweſen 
bereits angerichtet hat.“ 

An England ſind dieſe Erfolge nicht — ohne 
wenigſtens negative Eindrücke zurückzulaſſen. Im Jahre 1837 
war ein Anlauf zur Moderniſirung der Stadtverfaſſung von Lon⸗ 
don gemacht; 1854 folgten beſtimmte, im Ganzen gemäßigte Vor— 
ſchläge; 1858 ein Geſetzentwurf, der aber nach längerer Deli- 
beration bei Seite gelegt iſt. Man ſagte ſich nach den nun 
gemachten Erfahrungen: Eine Stadt, die keinen nachbarlichen 
perſönlichen Zuſammenhang mehr hat, in der eine ſtädtiſche 
Brandmauer die Bewohner einander fremder macht als meilen- 
weite Entfernungen; — eine Stadt, die während der Geſchäfts⸗ 
ſtunden nur ein Rendezvous für Kauf- und Geſchäftsherren, 
ihre Buchhalter, Commis und Diener iſt, — läßt ſich nicht nach 
dem einfachen Schema einer alten Bauergemeinde, oder einer 
neuen Actiengeſellſchaft „organiſiren“. Es muß doch außer dem 
Wählen in Staat und Gemeinde noch auf andere Dinge an- 
kommen. Es muß darauf ankommen, daß möglichſt viele Per⸗ 


ſonen genöthigt und gewöhnt pecca ihre perſönlichen 
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Erfahrungen und Eigenſchaften dem Wohl ihrer Nachbaren und 
der Geſammtheit ſelbſtthätig zu widmen; nicht aber darauf, daß 
möglichſt viele Perſonen alljährlich einmal einen Stimmzettel ab⸗ 
geben. Die Stadtverfaſſung der City hat neben aller Auflöfung 
des Gemeindelebens in ihren Umgebungen unter den ſchwie⸗ 
rigſten Verhältniſſen eine Achtung gebietende Selbſtändigkeit und 
Selbſtthätigkeit bewahrt. Wir wollen fie lieber behalten, an- 
ſtatt neue Städteordnungen einzuführen, die nach den bisheri— 
gen Muſtern immer ſchlechter werden! 

Wir Deutſche find im Allgemeinen geneigt, die Erfahrun- 
gen anderer Volker nutzbar zu machen. Keine politiſche Idee 
iſt bei uns von Einzelen oder von der Preſſe aufgeſtellt worden, 
für welche nicht in England ein practiſches Experiment oft 
in ſehr großem Maßſtabe in den letzten Jahrzehnten gemacht 
wäre. Die Kenntniß der Erfolge kürzt viele Wege ab, und 
hütet vor Seitenwegen. Unter allen Communen ſind die 
großen Städte in ihrem bisher ungeahnten rieſenhaften An⸗ 
wachſen noch ungelöſte Aufgaben für den Geſetzgeber. In 
einem Lande aber, in welchem die allgemeine Wehrpflicht gilt, 
wird gewiß der Rath eine gute Stätte finden: nicht immer 
blos zu fragen, wie werden wir größere Rechte erringen, und 
die erworbenen Rechte immer bequemer und gefahrloſer aus— 
üben; ſondern, wie iſt die practiſche Mitthätigkeit in 
der täglichen Arbeit der Gemeinde und des Staates auf mög— 
lichſt Viele auszudehnen, ohne die nothwendige Einheit ber Ver- 
waltung zu verlieren? Nicht blos der Familie und dem Hauſe, 
ſondern auch der Gemeinde und dem Volk iſt das ernſt mah— 
nende Wort der heiligen Schrift geſprochen: Im Schweiße 
deines Angeſichts ſollſt du dein Brod eſſen! 
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